
»Wir werden alles daran setzen, die
Schutzbestimmungen zu erhalten und aus-
zubauen«, sagte DGB-Bundesjugendsekre-
tär René Rudolf anlässlich des 50. Jahresta-
ges des Gesetzes am 9. August 2010: »Das
Jugendarbeitsschutzgesetz ist eines der we-
sentlichen Gesetze zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen unter 18 Jahren vor ge-
sundheitlichen Gefahren am Arbeitsplatz
und vor Überlastung. Deshalb fordern wir
einen wirkungsvollen Jugendarbeitsschutz
und lehnen alle Vorschläge zu seiner Ein-
schränkung ab.«

Denn Jugendliche sind weniger belast-
bar als erwachsene Erwerbstätige. Sie be-
nötigen längere Erholzeiten zur Regenerati-
on. Die Unterbrechung der Arbeit durch
Pausen dient der Einnahme von Mahlzeiten
und der Erholung. Ausreichende Nachtruhe
und wöchentlich feste freie Tage sind aus
medizinischen Gründen besonders wichtig
für Minderjährige, für in der Entwicklung
stehende junge Menschen. 

Abschließende Ergebnisse der Arbeits-
gruppe liegen bis heute nicht vor. Gleich-
zeitig aber hat die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung in ihrem Koalitionsvertrag im ver-
gangenen Jahr erste Fakten geschaffen. Da-
rin findet sich unter der Überschrift »Tou-
rismus« der Satz: »Ausbildungshemmnisse
im Gastgewerbe werden durch ein flexible-
res Jugendarbeitsschutzgesetz abgebaut.«

»Eine derartige Diffamierung des Ju-
gendarbeitsschutzes weisen wir scharf zu-

Die DGB-Jugend und das
 Jugendarbeitsschutz gesetz.

m Mai 2006 stellte das saarländi-
sche Wirtschaftsministerium ein
Arbeitspapier mit umfangreichen

Änderungsvorschlägen zum Jugendarbeits-
schutzgesetz (JArbSchG) vor. Bald darauf
wurde eine Arbeitsgruppe von Bund und
Ländern zu diesem Thema eingerichtet.
Dort wurden vor allem die geschützten Ar-
beitszeiten diskutiert: Sollten Jugendliche
nicht bis in den späten Abend arbeiten dür-
fen, bis 22 statt bisher 20 Uhr? Sollte die
Ausbildung in Bäckereien künftig bereits
um 4 statt um 5 Uhr beginnen dürfen? Und
im Gastgewerbe erst um 23 Uhr oder noch
später enden können? 

Dazu kam auch die Öffnung für Wo-
chenendarbeit in die Debatte. All dies diene
der »Annäherung an das veränderte Frei-
zeitverhalten von Jugendlichen und der An-
passung an betriebliche Erfordernisse«.
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Hände weg!

rück. Diese verkürzte Sichtweise wird weder
den berechtigten Schutzinteressen Minder-
jähriger noch der bisherigen Debatte ge-
recht«, sagte Rudolf.

Noch bleibt Zeit, für den Erhalt des
JArbSchG in seiner jetzigen Form zu kämp-
fen und insbesondere der Hotellobby ent-
gegenzuwirken. Daher hat die Gewerk-
schaftsjugend die Postkarten-Aktion »Hän-
de weg vom Jugendarbeitsschutzgesetz«
gestartet. Ziel ist es, möglichst viele Auszu-
bildende zu mobilisieren, die diese Forde-
rung mit ihrer Unterschrift unterstützen.
Die gesammelten unterschriebenen Post-
karten werden dann an die Bundesregie-
rung überreicht – und damit an die Worte
der Arbeitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) erinnert: Diese hatte auf dem DGB-
Bundeskongress im Mai 2010 den Delegier-
ten zugerufen: »Ich möchte das Jugendar-
beitsschutzgesetz nicht ändern!«

Eine Aussage, die die DGB-Jugend je-
denfalls nicht vergessen hat. ∏
www.haende-weg.de

Keine Angst!
Auch dieses Jahr wird es in Berlin eine große
Demonstration mit gewerkschaftlicher Be-
teiligung zum Thema Datenschutz geben.

Motto: »Freiheit statt Angst«. ∏

11. September 2010. Infos:
 www.freiheitstattangst.de

dat e n s c h u t z d e m o  

I

DGB-Jugend: Die Postkarten-Aktion zum JArbSchG



Lange arbeitslos
OECD-Bericht � Der Arbeitsmarkt ist in
Deutschland dank flexibler Arbeitszeitrege-
lungen und Kurzarbeit in der Krise robuster
als anderswo. Die strukturelle Arbeitslosig-
keit bleibt aber nach Zahlen der Organisati-
on für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) hoch. 2009 waren in
Deutschland knapp 62% der Arbeitslosen
länger als sechs Monate ohne Beschäftigung. 
www.oecd.org

Aktiv geworden
Jugendämter � Die Jugendämter in
Deutschland haben sich 2009 deutlich häu-
figer um Kinder und Jugendliche kümmern
müssen – im Vergleich zum Vorjahr ist die
Zahl um 4,5% gestiegen. Demnach wurden
33.700 Kinder und Jugendliche in Obhut ge-
nommen. 
www.destatis.de

Kein Durchlass
Schule: Migrantenkinder benachteiligt �
Das deutsche Schulsystem ist kaum durch-
lässig und benachteiligt ausländische Kin-
der und Kinder mit Migrationshintergrund,
wie eine aktuelle Studie des Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes zusammenfasst. Statt
das Potenzial der Mehrsprachigkeit und kul-
turellen Vielfalt aufzugreifen und zu för-
dern, würden diese besonderen Vorausset-
zungen weitestgehend ignoriert.

Der DGB fordert nachdrücklich, dass das
Menschenrecht auf Bildung auch für Mi-
grantInnen zu gelten habe.
www.abindiezukunft.de

Ärzte mahnen
Kinder- und Jugendmedizin � Kinder- und
JugendärztInnen sehen die medizinische
Versorgung von Kindern in sozialen Brenn-
punkten in Gefahr. Wegen der anhaltenden
Unterfinanzierung ärztlicher Leistungen im
System der gesetzlichen Krankenkassen
könnten MedizinerInnen ihre Praxen in
Wohnvierteln mit einem hohen Anteil an
Arbeitslosen und MigrantInnen nicht mehr
finanzieren, kritisierte im Juli 2010 der Be-
rufsverband BVJK. 

The winner is…
Gewerkschafts-Oscar � Der diesjährige
DGB-Filmpreis, verliehen beim Filmfestival
Emden in diesem Sommer,
geht an »Themba« (D 2009).
Der Spielfilm handelt von
einem Aids-kranken Jungen
in Südafrika, der Fußball-
profi wird. 
Eine ausführliche Rezension von Soli-
aktuell-Redakteur Jürgen Kiontke
findet sich auf www.gegenblende.de.

Wanderungen
ILO-Bericht � In den letzten beiden Jahr-
zehnten nahm die internationale Arbeitsmi-
gration stark zu. Neue Schätzungen der In-
ternational Labour Organization (ILO) ge-
hen davon aus, dass in diesem Jahr 214 Mio.
Menschen (3% der Weltbevölkerung) über
Grenzen hinweg wandern werden. 

Die ILO fordert, die rechtlichen Regelungen
zu überprüfen und die Politik auf die neue
Situation einzustellen. 
www.ilo.org

Fördermenge
BAföG I � Im Jahr 2009 erhielten laut Sta-
tistischem Bundesamt in Deutschland rund
873.000 Personen BAföG – 6% mehr als im
Vorjahr. Unter den Geförderten waren
knapp 323.000 SchülerInnen und 550.000
Studierende. Die Förderung erstreckte sich
zum Teil nicht über das volle Jahr. Im Durch-
schnitt wurden je Monat 559.000 Personen
– 199.000 SchülerInnen, 360.000 Studieren-
de – gefördert.
www.destatis.de

Beschwerde
BAföG II � Wer BAföG bekommt, hat weni-
ger Anspruch auf Hartz IV. Das hat das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfG) im Juli 2010
entschieden. Auch sind Schulgebühren für
die Ausbildung an einer privaten Berufs-
fachschule nicht gesondert zu ersetzen.

Das Gericht verwarf die Verfassungsbe-
schwerde einer Frau aus Sachsen, die eine
dreijährige Ausbildung an einer privaten Be-
rufsfachschule absolvierte. Dabei erhielt die
22-Jährige sowohl Hartz-IV-Leistungen als
auch Schüler-BAföG. 

Das Bundessozialgericht hatte entschieden,
dass die Bafög-Leistungen für ausbildungs-
bestimmte Kosten als bedarfsmindernd zu
berücksichtigen seien.
BVerfG, Az.: 1 BvR 2556/09

Zweijähriger Kram
DGB-Expertise � Eine auf zwei Jahre ver-
kürzte Berufsausbildung hat sich aus Sicht
des DGB nicht bewährt. Viele dieser
»Schmalspurausbildungen« mit hoher Spe-
zialisierung führten die Auszubildenden in
eine berufliche Sackgasse, bilanziert der
DGB in einer aktuellen Expertise. »Fachkräf-
te mit drei- oder dreieinhalbjähriger Ausbil-
dung sind für Betriebe und Jugendliche die
erste Wahl, weil sie eine brei-
te Grundlage bieten und den
Anforderungen auf dem Ar-
beitsmarkt entsprechen«, so
die stellvertretende DGB-
Vorsitzende Ingrid Sehr-
brock.
www.dgb.de/themen

Ablehnung
Unsere Freunde I: D’r Schwytzer � Die
Schweizer Gewerkschaftsjugend und ande-
re Jugendverbände haben für den 26. Sep-
tember 2010 aufgerufen, die Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes abzu-
lehnen. Jugendliche würden darin aufgrund
ihres Alters diskriminiert. Unter-30-jährige
Erwerbslose müssten nach der Neufassung
jegliche Art von Arbeit annehmen, unab-
hängig von ihrer Ausbildung, ihren Fähigkei-
ten und ihrer bisherigen Tätigkeit. 
www.gewerkschaftsjugend.ch
 www.jugendarbeitslosigkeit.ch

Kooperation
Unsere Freunde II: Ösis � Die Österrei-
chische Gewerkschaftsjugend (ÖGJ) unter-
stützt die Sportförderung für Menschen mit
Behinderung. Im Juli 2010 überreichten
ÖGJ-Vertreter beim diesjährigen Donauin-
selfest einen 1.000 Euro Spendenscheck an
Claudia Lösch. Lösch gewann bei den Para-
lympics in Whistler zwei Goldmedaillen.
»Sport überwindet Grenzen,
verbindet Menschen mit und
ohne Handicap und vermit-
telt Werte wie Respekt und
Toleranz im Umgang mit an-
deren«, sagt ÖGJ-Bundesse-
kretär Florian Zuckerstätter. 
www.oegj.at

Stress machen
Rentendebatte � Die EU drängt ihre Mit-
gliedsstaaten zu einer weiteren Anhebung
des Rentenalters! Ab dem Jahr 2060 sollten
Menschen erst mit 70 Jahren in den Ruhe-
stand gehen, empfiehlt ein Strategiepapier.
Wenn die BürgerInnen länger arbeiteten,
seien die Renten auch finanzierbar.

Soli aktuell fragt: Welche Rente denn,
wenn alle bis zum Umfallen arbeiten?

Schulstudie
Wie schrecklich! � Ein Drittel aller Schüle-
rinnen zwischen 14 und 16 Jahren hat sich
schon einmal absichtlich eine Schnittverlet-
zung zugefügt; rund 18% der Schülerinnen
und 8% der Schüler tun dies häufiger – so
die ersten Ergebnisse der großen Schulstu-
die SEYLE, die das Universitätsklinikum Hei-
delberg im Januar 2010 gestartet hat.

Besonders Mädchen leiden den ersten Er-
gebnissen zufolge unter psychischen Pro-
blemen: Rund ein Drittel berichtet von De-
pressivität, 15% hegen Selbstmordpläne, 8%
haben bereits versucht, sich umzubringen.

Junge Männer liegen bei Drogen und Alko-
hol vorn: 12% trinken wöchentlich oder häu-
figer Alkohol, 15% haben schon Erfahrungen
mit anderen Drogen gemacht.
www.klinikum.uni-heidelberg.de/Seyle.114370.0.html
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17 Prozent der Altersgruppe – keinen Be-
rufsabschluss haben, ist für die DGB-Ju-
gend inakzeptabel. »Die junge Generation
hat ein Recht auf eine Perspektive im Be-
rufsleben, ohne Langzeitarbeitslosigkeit
und prekäre Beschäftigung«, fordert René
Rudolf.

»Das ist das Ergebnis von jahrelangem
Ignorieren, Nichtstun und Schönreden der

Ausbildungsbilanz und der Probleme auf
dem Ausbildungsmarkt«, fasst die DGB-Ju-
gend Hessen zusammen. 

Auch Fachleute sehen dies so: Der Chef-
ökonom der Entwicklungsorganisation der
Vereinten Nationen, Heiner Flassbeck, sagt
im Soli-aktuell-Interview: »Für ein ausgegli-
chenes Wirtschaftsleben müssten die Be-
werber viel bessere Wahlmöglichkeiten ha-
ben« (siehe Seite 4 dieser Ausgabe).

Gewerkschaftsjugend wie ExpertInnen
sehen eine Ursache des Problems im deut-
schen Bildungssystem. Bei vielen Schulab-
gängerInnen und schrumpfender Zahl an
Ausbildungsplätzen konnten sich die Un-
ternehmen jahrelang »die Besten« heraus-
picken. Der Rest landete in immer neuen
Maßnahmen zur Berufsvorbereitung. Auch
heute reden immer noch viele Arbeitgebe-
rInnen davon, dass die SchulabgängerInnen
nicht ausbildungsreif seien.

Es ist Sommer – und der Aus-
bildungsstart steht bevor. Für
 viele Jugendliche leider nicht.

er Ausbildungsstart in vielen Un-
ternehmen und Bundesländern hat
begonnen – leider bei weitem nicht

für alle Jugendlichen. Nach Angaben der
Bundesagentur für Arbeit (BA) stehen zum
29. Juli 2010 den 511.000 Bewer-
berInnen nur rund 405.000 be-
triebliche Ausbildungsplätze zur
Verfügung. Das bedeutet, dass
zum Ausbildungsstart im Au-
gust 106.000 betriebliche Aus-
bildungsplätze fehlen.

»Diese Situation fügt sich
nahtlos in die dramatische Ent-
wicklung der letzten Jahre und
stellt der Wirtschaft und der
Bundesregierung ein schlech-
tes Zeugnis aus«, kritisiert
DGB-Bundesjugendsekretär
René Rudolf. »Trotz Ausbil-
dungspakt und Beteuerungen
bleibt das Angebot an Ausbil-
dungsplätzen laut Nationalem
Bildungsbericht in fast allen Be-
rufen hinter der Nachfrage zu-
rück. Jahr für Jahr landen fast
400.000 Jugendliche im ›Über-
gangssystem‹ zwischen Schule
und Beruf – ohne Chance auf ei-
ne voll qualifizierende Ausbil-
dung.«

Nach wie vor beteiligen sich
weniger als ein Viertel aller Unternehmen
in Deutschland aktiv an Ausbildung, und
durch die Finanzkrise ist nichts besser ge-
worden. Dieser Anteil müsste dringend und
konjunkturunabhängig zugunsten der be-
ruflichen Zukunft aller Jugendlichen und
des künftigen Bedarfs an gut ausgebildeten
Fachkräften erhöht werden. Die Tatsache,
dass in Deutschland mehr als 1,5 Millionen
Menschen im Alter von 20 bis 29 Jahren –

Recht auf Perspektiven

D

Und so bleibt das Grundproblem bestehen:
Auf der einen Seite wollen viele Jugendliche
eigentlich eine Ausbildung machen, be-
kommen aber keine Chance. Andererseits
bleiben Ausbildungsstellen unbesetzt.

Aber oft sind dies vor allem Ausbil-
dungsplätze in Branchen und Unternehmen,
die für schlechte Ausbildungsqualität und
schlechte Bezahlung bekannt sind. Die DGB-

Jugend lässt jedes Jahr viele tausend Auszu-
bildende ihre Ausbildung bewerten und fasst
die Ergebnisse im Ausbildungsreport zu-
sammen. Die Branchen, die dort schlecht ab-
schneiden, suchen heute noch Auszubilden-
de. In den Unternehmen weigert man sich
aber konstant, Verbesserungen einzuleiten.
Statt dessen soll der Jugendarbeitsschutz
zum Beispiel im Gaststättengewerbe gelo-
ckert werden (siehe Seite 1). 

Ausbildungsqualität verbessern, beste-
hende Gesetze einhalten, Ausbildungsver-
gütung anheben und pünktlich bezahlen,
Perspektiven nach der Ausbildung bieten –
wenn diese Bedingungen erfüllt sind, haben
Jugendliche auch an diesen Stellen Interes-
se. Eine höhere Ausbildungsvergütung und
eine verbindliche Übernahme nach der Aus-
bildung sind hier notwendig. ∏

Infos zum Ausbildungsstart: www.dgb-jugend.de/
ausbildung/online-beratung/zwoelf_fragen_zum_
ausbildungsstart

Achtung, Zahlen
Am 2. September 2010 ist es wieder soweit:
Die DGB-Jugend veröffentlicht ihren jährli-
chen Ausbildungsreport – mit allen wichti-
gen Zahlen, Umfrageergebnissen und Sta-
tistiken. ∏

www.dgb-jugend.de

d e r  au s b i l d u n g s r e p o r t
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Apropos Finanzmarkt: Die deutsche Re-
gierung legt ein Sparpaket auf. Dabei
werden gern die jungen Leute von heute
und deren Zukunft in Anspruch genom-
men – man müsse jetzt kräftig sparen,
damit die jetzige junge Generation in den
nächsten Jahren nicht in den Schulden er-
trinkt. Sie sind aber nicht so ein großer
Freund des Sparens, oder?

Am Sparen ist genau dann alles falsch, wenn
alle sparen wollen. Denn in einer Volkswirt-
schaft können einfach nicht alle gleichzeitig
sparen. Es kann nicht die schwäbische
Hausfrau sparen, es können nicht die Un-
ternehmen sparen und der Staat spart dann
auch noch. Das Ergebnis ist eine Katastro-
phe. Wenn ein Teil der Volkswirtschaft
spart, muss ein anderer Schulden machen.
Sparen ist keine besondere Tugend. Das
müsste man in Deutschland allerdings ir-
gendwann mal begreifen. Aber ich fürchte,
dass bestimmte Institutionen wie etwa die
von den Arbeitgebern finanzierte »Initiative
neue soziale Marktwirtschaft«* ihre Ge-
hirnwäsche so intensiv betreiben, dass die-
ser Lerneffekt nie eintritt.

Es spricht überhaupt nichts dafür, dass
der Staat rigide spart – in dem Sinne, dass er
überhaupt keine Schulden macht. Wenn der
Staat sparen will, muss er die privaten Haus-
halte überzeugen, dass sie sich verschulden
sollen, sonst geht es nicht. Ein Beispiel: Die
privaten Haushalte sparen zehn Prozent ih-
res Einkommens. Da kann man in den ande-
ren Sektoren nicht sagen: Wir wollen ei-
gentlich auch sparen. Dann können die pri-
vaten Haushalte nicht sparen. Dann kann
eben niemand sparen.

Das Sparen verfolgt die Deutschen aber
schon seit Jahrzehnten…

Ja, und zwar deswe-
gen, weil wir einer
Ideologie erliegen,
die niemals funktio-
nieren kann. 
Weiß das der Finanz-
minister nicht?
In den letzten 30 Jah-
ren hat es jedenfalls
keiner kapiert.
Inwiefern hat Finanz-
bzw. Geldpolitik ei-
nen Bezug zum Aus-
bildungssektor?
Es ist gefährlich,
wenn man so zum
falschen Zeitpunkt
spart, wie jetzt gera-
de. Dann ist die Bil-

dung auch betroffen. Wir haben ja über vie-
le Jahre nicht nur wegen der Defizite, son-
dern auch, weil wir massiv Steuern gesenkt
haben, kein Geld für Bildung gehabt. Nun
müssen schon Notmaßnahmen ergriffen
werden, um wenigstens den Sektor nicht
abstürzen zu lassen. Viel Geld für Bildung
war nie da. Warum? Weil immer Steuern ge-
senkt wurden, war die gesamte öffentliche
Investitionstätigkeit in Deutschland eine
Katastrophe.

Sparen bedeutet also, die Ausbildungsak-
tivitäten werden zurückgefahren. Gleich-
zeitig klagt die Wirtschaft, der Fachkräf-
temangel drohe.

Ja, aber es gibt im Moment keinen beson-
deren Fachkräftemangel. Weil Fachkräfte-
mangel das Normalste der Welt in einer
funktionierenden Wirtschaft ist. Nun wird
das Thema in den Medien wieder aufge-
plustert. Aber wir hatten auch schon mal ei-
ne Zeit, wo das Verhältnis des Angebots an
offenen Ausbildungsstellen zu den Bewer-
berinnen und Bewerbern 6:1 war. Heute sind
alle glücklich, wenn es 1:1 ist. Also, wenn es
so viele offene Stellen wie Bewerber gibt.
Da heißt es dann: Toll, das ist ja mal ein wirt-
schaftspolitischer Erfolg. Aber es ist
Quatsch. Für ein ausgeglichenes Wirt-
schaftsleben müssten die viel bessere Wahl-
möglichkeiten haben. Wir müssen zurück-
finden zu einer Situation wirklicher Vollbe-
schäftigung – auch und gerade, um die
Machtverhältnisse am Arbeitsmarkt wieder
zu normalisieren.

Die DGB-Jugend hat ca. 500.000 junge
Mitglieder, die um ihre Zukunft kämpfen.
Was kann sie tun?

Man muss eine klare Meinung dazu haben,
man darf sich nicht ins Bockshorn jagen las-
sen. Es muss insgesamt darauf hingearbei-
tet werden, ein Klima in der Volkswirtschaft
zu schaffen, in dem die Arbeitslosigkeit zu-
rückgeht. Weil die Gewerkschaftsfunktio-
näre sonst in den Betrieben nichts durch-
setzen können. So war es in den letzten Jah-
ren, so sind wir dahin gekommen, dass es
seit zehn Jahren keine Reallohnsteigerung
gibt. 

Bedeutet dies ihr Satz: »Deutschland lebt
seit Jahren unter seinen Verhältnissen«?

Wer wie Deutschland riesige Leistungsbi-
lanzüberschüsse erwirtschaftet, lebt unter
seinen Verhältnissen. Das Gürtel-enger-
Schnallen kommt nur sehr wenigen zu Gu-
te: Die oberen Einkommensklassen gewin-
nen dauernd und haben eine Sparquote von
20, 25 Prozent. Die haben also überschüssi-
ge Kaufkraft, die sie gar nicht verwenden

Geld sammeln in einer Volks-
wirtschaft geht nicht, das
 Verhältnis zwischen Ausbil-
dungsstellen und Bewerbe -
rInnen beträgt am besten 6:1,
der Fachkräftemangel ist ein
hübsches Märchen: UN-Finanz -
experte Heiner Flassbeck be-
zieht  Stellung.

Ich bin jung, habe die Schule fertig und
stehe nun vor der Entscheidung: Wie
geht’s weiter? Die Finanzkrise hat mich
jedenfalls schwer verunsichert. Welcher
Wirtschaftszweig ist heute noch zu-
kunftsfähig?

Da werden sich keine großen Unterschiede
ergeben zu dem, was auch in der Vergan-
genheit zukunftsfähig war: Es wird weiter
Industrie geben, es wird weiter Hochleis-
tungsdienstleistung geben… 

Ein Trend wird sicherlich sein, dass über
viele Jahre immer mehr einfache Produkti-
onsarbeiten in Entwicklungsländer ausgela-
gert werden. Das hat auf unsere Situation
aber keinen entscheidenden Einfluss. 

Ich würde aber niemand empfehlen,
sich jetzt unmittelbar im Bereich Finanz-
dienstleistungen zu engagieren oder dort
zum großen Experten zu werden. Weil ich
annehme, dass es da früher oder später ei-
ne Regulierung gibt, die die Möglichkeiten
– wenigstens gemessen an der Vergangen-
heit – etwas verringern könnten!

Gibt’s denn da Ausbildungsberufe?
Natürlich. Ich denke an jemanden, der sich
nach der Bankausbildung entscheidet, noch
weiterzugehen und dann ein Finanzstudium
dranzuhängen, um jetzt mal das »richtige
Geld« zu verdienen.

Sparen ist keine Tugend

»Nicht unbedingt empfohlen, sich im Bereich der Finanzdienst-
leistungen zu engagieren.« (EGB-Aktionstag, Berlin, Mai 2009)
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wollen. Wenn man der arbeitenden Bevöl-
kerung nicht ihren angemessenen Anteil
am Produktivitätsfortschritt gibt, sondern
ihre Löhne und Gehälter systematisch run-
terdrückt, kann die Volkswirtschaft niemals
funktionieren. 

Würde man da aktiv, würde doch das
ganze exportlastige System zusammen-
krachen…

Nein. Denn wenn man in der Lohnpolitik
umsteuern würde, hätten wir Erfolge auf
dem Binnenmarkt zu verzeichnen. Wenn
wir mehr Binnenmarktnachfrage haben,
müssen wir weniger exportieren oder könn-
ten mehr importieren. Man kann sehr gut le-
ben mit weniger Export – vor allem mit we-
niger Überschüssen!

Sie sind »Keynesianer« – was heißt das
genau? 

Es geht um eine völlig andere Diagnose der
Wirtschaft. Die neoliberale Wirtschaftswis-
senschaft, die hierzulande den Ton angibt,
deklariert Sparen als Investition. So gese-
hen kann es auch kein Nachfrageproblem
geben, es kann auch kein Arbeitslosenpro-
blem geben: Denn wenn die Löhne flexibel
sind, wird dies ja immer für Vollbeschäfti-
gung sorgen. Man muss sich entscheiden:
Glaubt man an dieses Zeug? Wenn man da-
ran nicht glaubt, ist man schon Keynesianer,
so schnell geht das!

Und sehen sie sich im Aufwind? 
Na, eher im Auflüftchen.

Ist es für Sie ein schwerer Rückschlag,
dass es beim G20-Treffen nicht zu einer
Abmachung über eine Finanztransakti-
onssteuer kam?

Die wäre schön ge-
wesen, aber sie ist
nicht das Entschei-
dende. Die Finanz-
transaktionssteuer
ist eine Maßnahme,
um das Tempo aus
dem System rauszu-
nehmen, aber keine
Systemänderung. Ich
hatte da weiterge-
hende Wünsche.
Wenn man in Europa
die Vorschläge des
US-Präsidenten Oba-
ma aufgegriffen hät-
te, das Bankensys-
tem zu trennen in ein
normales Bankge-
schäft und das spekulative »Casino«-Ge-
schäft, dann wäre dies ein sehr viel weiter-
gehender Ansatz gewesen. Statt dessen
hieß es: Ja, wenn wir für die Finanztransak-
tionssteuer eine Mehrheit finden, dann ma-
chen wir sie – ein schönes Ablenkungsma-
növer.

Muss es denn ein »Casino« geben?
Nein. Casino ist schädlich und gefährlich,
wenn die öffentliche Hand dafür bürgen
muss. Diese Diskussion wird in Deutsch-
land aber nicht geführt: niemand auf der
Welt braucht den Großteil jener Aktivitäten,
mit denen Investmentbanker zu tun haben. 

Wird dies auch bei den Vereinten Natio-
nen so gesehen?

Was ich hier erzähle, ist keineswegs meine
Privatmeinung. 

Und diese Dinge bedeuten…
…dass wir mehr Staat brauchen: einen an-
deren, einen kompetenten Staat. Und dass
wir in den Bereichen staatliche Verschul-
dung, Umweltschutz, Arbeitslosigkeit, in-
ternationaler Handel und Finanzwelt völlig
neue Regeln brauchen und die von eben je-
nem kompetenten Staat durchgesetzt wer-
den müssen.

Laufen die Leute denn nicht weg, wenn
die hören: »Starker Staat«?

Wo sollen sie denn hinlaufen? ∏

* Die »Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft« ist eine 
im Jahr 2000 vom Arbeitgeberverband Gesamtmetall
 gegründete öffentlichkeitswirksame Organisation, die
 unter dem Label »Soziale Marktwirtschaft unter den
 Bedingungen des 21. Jahrhunderts« für Privatisierung 
und Entstaatlichung wirbt – also für reine Unternehmer -
interessen.

Welt-Wirtschafts -
experte
Heiner Flassbeck, 59, ist Wirtschaftswissen-
schaftler. Er war von 1998 bis 1999 Staatssekre-
tär im Bundesministerium der Finanzen und ist
ein führender Vertreter der so genannten nach-
frageorientierten Wirtschaftspolitik in Deutsch-
land. 

Seit November 2000 ist er Chef-Volkswirt
bei der UNO-Organisation für Welthandel und
Entwicklung (UNCTAD) in Genf.

Seine ökonomische Ausrichtung wird häufig
mit dem Namen John Maynard Keynes (1883-
1946) in Verbindung gemacht – einem britischen
Ökonomen, der sich in der ersten Hälfte des 20.
Jahrhunderts wegweisend mit der Frage be-
schäftigte, wie durch staatliches, gesamtwirt-
schaftlich orientiertes Handeln das krisenhafte
Versagen des Wirtschaftssystems verhindert
oder wenigstens gemildert werden könnte. Als
wichtigstes Instrument sah er den Staat, der in
schwierigen Zeiten mit Investitionen die Wirt-
schaft beeinflusst.

So plädiert auch Flassbeck für eine aktive
Geldpolitik, eine flankierende Finanzpolitik, ei-
ne verteilungsneutrale Lohnpolitik, die Arbeit
an einer globalen Finanz- und Währungsord-
nung sowie intelligente und soziale Reformen.
Das Grundproblem der gegenwärtigen Krise
sieht er in dem ökonomischen Ungleichgewicht
im Wirtschaftsraum Europa, insbesondere, was
die Wettbewerbsfähigkeit der südeuropäischen
Mitgliedsländer angeht.

Im September 2010 erscheint sein neues
Buch »Die Marktwirtschaft des 21.Jahrhun-
derts«. Darin plädiert Flassbeck für ein »neues
Wirtschaftswunder«. Dafür müsste aber die
Wirtschaftspolitik neuen Regeln unterstellt wer-
den: »Ohne Idee und ohne wirtschaftspoliti-
sche Kompetenz treiben die Regierungen der In-
dustrieländer auf dem von den Finanzmärkten
verwirbelten Strom der Weltwirtschaft: Wachs-
tum wollen sie, aber auch Klimaschutz; die Kon-
junktur wollen sie anregen, aber auch die öf-
fentlichen Haushalte konsolidieren; freien Han-
del wollen sie, verstehen ihn aber nicht; die Fi-
nanzmärkte wollen sie regulieren, wissen aber
nicht wie.«

Die Führungen in den Industrieländern
wüssten nicht mehr, wie man die freie Entwick-
lung der Menschen zulasse, den Fortschritt aber
ökologisch und sozial so sichere, dass nachhal-
tiges Wirtschaften möglich sei. Hier sei die Teil-
habe aller BürgerInnen am gemeinsam erarbei-
teten Fortschritt notwendig. ∏

Heiner Flassbeck: Die Marktwirtschaft des 21.Jahrhun-
derts, Westend-Verlag, Frankfurt/M. 2010, 304 S.,
22,95 Euro

h e i n e r  f l a s s b e c k

»In der Lohnpolitik umsteuern.« (Gewerkschafts -
jugend am Decent Work Day, Berlin, Oktober 2009)



Neue IAB-Studie: Junge Hartz-
IV-BezieherInnen werden
scharf und oft sanktioniert.

»Ich hab da mal eine Frage, ich bin beim Job-
center und ich möchte meine Schule weiter-
machen, ich erhalte ALG II. Ständig bekomme
ich einen neuen Fallmanager. Vor zwei Wo-
chen habe ich einen Brief bekommen. Sozusa-
gen eine Einladung, der ich leider nicht nach-
gehen konnte. Ich hab dann ein bisschen Pech
gehabt. Nun wurde mir das Geld erst um ein
Drittel, dann komplett gesperrt…«

Ines, 23

inträge wie dieser sind in den ein-
schlägigen Foren der Sozialbera-
tungen keine Seltenheit. Denn jun-

ge Arbeitslosengeld-II-BezieherInnen, die
gegen ihre Verpflichtungen verstoßen, wer-
den besonders scharf sanktioniert.

Weigert sich ein Hartz-IV-Bezieher un-
ter 25 Jahren, eine zumutbare Arbeit oder ei-
nen Ein-Euro-Job aufzunehmen, wird die Re-
gelleistung für maximal drei Monate ganz
ausgesetzt. Lebensmittelgutscheine kön-
nen beantragt, müssen aber nicht geneh-
migt werden. Bei erneutem Verstoß werden
zusätzlich zur Streichung der Regelleistung
auch die Kosten für Wohnung und Heizung
nicht mehr erstattet.

»Gerade junge Leute haben Schwierigkei-
ten mit der Bürokratie«, weiß Harald Fied-
ler, Regionsvorsitzender des DGB in Frank-
furt und Vorsitzender des Vereins ALSO,
der Arbeitslose berät. 

»Oft beachten sie nicht, dass Fristen
eingehalten werden müssen, oder auch,
dass man beweisen muss, dass man einen
Anspruch auf Hilfe hat.«

Es kann aber auch gut sein, dass Arbeit-
geber unseriös sind oder schlichtweg Un-
terlagen wie die Steuerkarte nicht mehr
rausrücken. Das Ergebnis ist dasselbe: Die
Unterstützung wird gestrichen.

Hartz-IV-BezieherInnen unter 25 wer-
den nicht nur besonders scharf, sondern
auch vergleichsweise häufig abgestraft. Die
Sanktionsquote liegt bei zehn Prozent – und
damit gut dreimal so hoch wie bei den 25-
bis 64-Jährigen. 

Im Jahr 2008 wurde gegen zehn Prozent
der Sanktionen Widerspruch eingelegt. 37
Prozent der Widersprüche wurde voll, wei-
teren vier Prozent teilweise stattgegeben.
Hohe Erfolgsquoten zeigen sich auch bei
den Klagen vor Sozialgerichten. Aber auch
wenn Sanktionierte schließlich Recht be-

kommen, müssen sie zunächst mit der Kür-
zung oder Streichung ihrer Grundsicherung
leben. 

Und was denken die Leute, die die Strafen
verhängen? Eine Studie des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) auf
der Basis von Intensivinterviews mit Ver-
mittlerInnen und FallmanagerInnen zeigt
jetzt: Die befragten Jobcenter-Mitarbeite-
rInnen wünschen sich gern die Auswahl –
gestufte Sanktionen, statt gleich die Regel-
leistung komplett streichen zu müssen.

Zwar halten fast alle Sanktionsmöglich-
keiten grundsätzlich für sinnvoll. Aber die
Einschätzungen variieren deutlich je nach
Sanktion. Und ein Teil der Interviewten
sieht insgesamt überhaupt keinen größeren
Änderungsbedarf. 

Andere bemängeln jedoch die Schärfe
der Sanktion, wenn die Regelleistung voll-
ständig gestrichen wird. Statt kompletter
Streichung wünschen sich die meisten eine
Kürzung der Regelleistung wie bei Älteren,
also zunächst um 30 Prozent. Außerdem se-
hen sie die Gefahr von Nebenfolgen, bei-
spielsweise einem Anstieg von Kleinkrimi-
nalität oder Verschuldung. Manche stellen
auch in Frage, ob es sinnvoll ist, junge Men-
schen in den nächstbesten Job zu drängen,
statt auf nachhaltige Integration und Qua-
lifizierung zu setzen.

Die IAB-ForscherInnen führen die här-
teren Strafen darauf zurück, dass die Ver-
mittlerInnen hier für weniger Fälle zustän-
dig sind als bei den 25- bis 64-Jährigen. 

Zudem stehen junge Arbeitslose am Be-
ginn ihres Erwerbslebens: »Wie vom Ge-
setzgeber gewollt, werden sie auch aus pä-
dagogischen Motiven heraus sanktioniert«,
stellen die ForscherInnen fest.

Die Sanktionsregeln sollten aus Sicht
der IAB-AutorInnen grundlegend überdacht
werden; auch sollten einfache und unbüro-
kratische Wege gefunden werden, den re-

gulären Krankenversicherungsschutz auf-
rechtzuerhalten.

Der Bericht schließt mit einem Inter-
viewzitat eines jugendlichen Hartz-IV-Be-
ziehers: »Die kennen ja nur von allen Seiten
Sanktionen, du taugst nichts, du kannst
nichts, du bist nichts, du bist der letzte
Dreck. Es müssten mehr Ausbildungsplätze
geschaffen werden. Damit Jugendliche das
Gefühl haben, ich kann mit meinen Händen
und meinem Kopf selbst für mein Leben
sorgen, ich habe eine Perspektive.« ∏
Der Bericht des IAB:
http://doku.iab.de/kurzber/2010/kb1010.pdf

Das ist schwer vermittelbar
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Produktion von
 Niedriglöhnen
Die Hartz-Gesetze haben einen ausgedehnten
Niedriglohnsektor in Deutschland etabliert.
Zum einen zwingt die Verschärfung der Zu-
mutbarkeitskriterien die Menschen, ihre Ar-
beitskraft unter Wert anzubieten. Dadurch
sinken die Löhne. Außerdem animiert Hartz IV
die ArbeitgeberInnen, Löhne zu drücken. Nach
dem Motto: Ihr kriegt von mir zwar wenig,
aber holt euch den Rest doch über Hartz IV.
Das tun auch mittlerweile viele Beschäftigte.
Sie stocken mit Arbeitslosengeld II auf.

Einer Studie des DGB zufolge ist im Zeit-
raum von November 2007 bis Oktober 2008
noch nicht einmal jeder fünfte Erwerbslose
nach Beendigung der so genannten Arbeits-
gelegenheit mit Mehraufwandsentschädi-
gung anschließend festangestellt worden. 

Gegen diese Tretmühle engagieren sich
die Gewerkschaften seit langem. »Das Aus-
spielen von Niedriglohnbeschäftigten und
Hartz-IV-EmpfängerInnen muss ein Ende ha-
ben«, wie DGB-Bezirksjugendsekretär Mario
Patuzzi aus Bayern schreibt: »Wir brauchen
deshalb den gesetzlichen Mindestlohn von
8,50 Euro.« ∏

h a r t z  i v  u n d  d i e  f o l g e n
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…arbeitslos …vollbeschäftigt
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w e c h s e l h a f t e s  e r w e r b s l e b e n

Von allen 20- bis 30-jährigen waren mehr als die Hälfte der Zeit…

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung, 2010
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Bei den jugendlichen Hartz-IV-
BezieherInnen handelt es sich
um eine sehr heterogene
 Gruppe. Sie haben ganz unter-
schiedliche Voraussetzungen.
Mit Ein-Euro-Jobs ist ihnen
nicht geholfen. Ein Kommentar
von Johannes Jakob.

m Hartz-IV-System werden fast
900.000 Jugendliche bis 25 Jahre
betreut, die als erwerbsfähige Hil-

febedürftige gelten. Davon zählen jedoch
nur 180.000 tatsächlich als arbeitslos, ein
Teil geht noch zur Schule. Aber ein erhebli-
cher Teil – weitere 180.000 – befindet sich
in Maßnahmen, davon fast 50 000 in Ein-
Euro-Jobs. 

Vom Gesetzgeber her sind die Arbeits-
agenturen verpflich-
tet, den Jugendlichen
eine Arbeit oder eine
Maßnahme anzubie-
ten. Deswegen ist die Zahl der Maßnahme-
teilnehmerInnen anteilig deutlich höher als
bei älteren Personen. Der DGB kritisiert vor
allem die hohe Zahl der Ein-Euro-Jobs. Die-
se führen in der Regel nicht in Beschäfti-
gung. Jugendlichen drohen harte Sanktio-
nen, schon bei der ersten Ablehnung einer
Arbeit oder Maßnahme wird das Arbeitslo-
sengeld II gestrichen.

Bei den jugendlichen Hartz-IV-Empfänge-
rInnen handelt es sich um eine sehr hetero-
gene Gruppe. Es können sowohl jugendli-
che SchulabbrecherInnen betroffen sein,

der Arbeitslose nach der Ausbildung, der
entweder kein oder ein zu geringes Arbeits-
losengeld bekommt oder ein Hochschulab-
solvent, der die Zeit bis zur Arbeitsaufnah-
me überbrücken muss. 

Insofern sind so harte Sanktionen, wie
sie für jugendliche Hartz-IV-BezieherInnen
vorgesehen sind, problematisch: Es kann
nicht Sinn der Sache sein, Jugendliche in den
erstbesten Arbeitsplatz zu vermitteln. Gera-
de bei Jugendlichen kommt es darauf an, ei-
ne ausbildungsadäquate Beschäftigung an-
zustreben, damit sie möglichst stabil und
dauerhaft in Beschäftigung kommen. 

Die so genannte Sanktionsquote – also
der Anteil der Arbeitslosen, die mit Sank-
tionen belegt werden – ist ungewöhnlich
hoch: Jedem zehnten jungen Menschen auf

Hartz IV wird zeit-
weilig das Arbeitslo-
sengeld gestrichen
oder gekürzt, wäh-

rend bei allen Arbeitslosen nur drei Prozent
betroffen sind. Den-
noch ist es auch bei
Jugendlichen relativ
selten, dass eine an-
gebotene Arbeit abgelehnt wird. Die meis-
ten Sanktionen werden wegen so genannter
Meldeversäumnisse ausgesprochen. Sie
machen mehr als die Hälfte der Sanktionen
aus.

Die vermeintlich schnelle Vermittlung
verstärkt den Trend zu prekärer Beschäfti-
gung, von der Jugendliche überdurch-
schnittlich betroffen sind. Häufig sind ihre

Arbeitsverhältnisse befristet, sie sind über-
durchschnittlich an Leiharbeit beteiligt und
oft werden ihre Arbeitsverhältnisse sehr
schlecht entlohnt.

Die intensive Betreuung der Jugendlichen
wird vom DGB unterstützt, weil nur so dem
Entstehen von Langzeitarbeitslosigkeit vor-
gebeugt werden kann. Allerdings sollte hier
mehr Augenmaß angewandt werden: Bei
Jugendlichen mit geringer Qualifikation
muss Ausbildung oberste Priorität haben.

Bei Jugendlichen, die bereits einen Aus-
bildungsabschluss erworben haben, sollte
möglichst eine ausbildungsadäquate Be-
schäftigung angestrebt werden. Dabei
kann auch in Kauf genommen werden, dass
eine gewisse Such-Zeit überbrückt werden
muss. Dies ist vor allem vor dem sich ab-
zeichnenden Fachkräftemangel notwendig.
Eine ausbildungsfremde Beschäftigung
über einen längeren Zeitraum führt zum
Verlust der Qualifikation. Hierdurch wer-
den andere geringer Qualifizierte von mög-

lichen Arbeitsplät-
zen verdrängt, was
zu einer weiteren
Verfestigung der Ar-

beitslosigkeit beiträgt und den Fachkräfte-
mangel verstärkt. 

Dauerhafte Arbeitslosigkeit – also Er-
werbslosenkarrieren – müssen in jedem Fall
verhindert werden. Unter Erwerbslosenkar-
rieren versteht man die »Vererbung« von
Arbeitslosigkeit über mehrere Generatio-
nen. Diese gibt es insbesondere in den Bal-
lungsräumen. Sie können nur durchbrochen
werden, indem gerade Jugendlichen früh-
zeitig Hilfen angeboten werden. 

Wenn der Vermittler feststellt, dass Ju-
gendliche sich hartnäckig den angebotenen
Hilfen entziehen, können Sanktionen not-
wendig sein. Im Vordergrund sollten aller-
dings gezielte Hilfen stehen, wie Ausbil-
dungsbegleiter oder auch sozialpädagogi-
sche Unterstützung. Wenn hierdurch Lang-
zeitarbeitslosigkeit vermieden werden
kann, ist dies allemal billiger und gesell-
schaftlich sinnvoller als
Druck und Leistungskürzun-
gen. ∏

Johannes Jakob ist Experte für
 Arbeitsmarktpolitik beim DGB-
 Bundesvorstand.

Die Gefahr: 
Verlust der Qualifikation

I

Vermeintlich schnelle Vermittlung
verstärkt den Trend zu prekärer…

…Beschäftigung, von der Jugendliche
überdurchschnittlich betroffen sind.
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DGB: Hartz IV – bitte mit Augenmaß



Am 29. September 2010 ist
EGB-Aktionstag in Brüssel.
 GewerkschafterInnen aus ganz
Europa werden teilnehmen.

ein zu Sparmaßnahmen – Priorität
für Wachstum und Beschäftigung«
heißt das Motto des »European Day

of Action«. Der Veranstalter, der Europäi-
sche Gewerkschaftsbund (EGB), will mit die-
sem Tag darauf aufmerksam machen, dass
derzeit in Europa die schlimmste Finanzkri-
se seit den 1930er Jahren tobt: Millionen von
europäischen BürgerInnen sind getroffen
und verunsichert. 

Die europäischen Regierungen halten
als einzige Antwort auf die Krise Sparmaß-
nahmen bereit, mit Einschnitten bei den öf-
fentlichen Ausgaben,
die sich auch auf die
Systeme der sozialen
Sicherheit auswir-
ken.

Die als »Schock-
therapie« präsentier-
ten Sparmaßnahmen
sollen aus der Krise
herausführen, riskie-

ren jedoch geradewegs eine Rezession. Die
getroffenen Entscheidungen werden nega-
tive Folgen haben: Die Kaufkraft wird sin-
ken, ein Aufschwung rückt in weite Ferne. 

Angesichts dieser Lage war die Reaktion
der Regierungen völlig unangemessen. Sie
haben sich von der Panik mitreißen lassen
und den Märkten nachgegeben. Und zum
zweiten Mal werden diejenigen bestraft, die
bereits mit ihren Arbeitsplätzen die Rech-
nung für die Krise bezahlt haben. 

Weit davon entfernt, die Märkte zu be-
ruhigen, werden die Einschnitte bei den öf-
fentlichen Ausgaben das Wachstum zum
Stillstand bringen, und das, obwohl wir nur
einen schwachen Aufwärtstrend verzeich-
nen und mit einer hohen Arbeitslosigkeit zu
kämpfen haben. 

Deswegen wollen die Europa-Gewerk-
schafterInnen gemeinsam auf die Straße ge-
hen: Die zentrale Kundgebung des »Europe-
an Day« soll in Brüssel stattfinden, aber die
Gewerkschaften sind auch aufgefordert, in
ihren jeweiligen Ländern aktiv zu werden.

Ganz an oberster Stelle steht für den
EGB – neben der Bekämpfung der staatli-
chen Sparprogramme – die Senkung der Ar-

Gewerkschafts-Europa steht auf
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Überblick über die Kosten eines Studiums
und Finanzierungsmöglichkeiten. Denn die
Probleme eines Studiums liegen auf der
Hand: Es beansprucht Zeit und Geld. Mit
der Entscheidung für ein Studium tauschen
vor allem Ausgelernte eine vielleicht kurz-
fristig überschaubare und sichere Berufs-
perspektive gegen mehrere Jahre finanziel-
ler Abhängigkeit ein. 

Der Nutzen eines Studiums ist nicht so
einfach festzumachen und hängt von den ei-
genen Wünschen und Vorstellungen ab. Es
bietet keine Garantie auf einen Arbeits-
platz, dennoch wächst, statistisch gesehen,
der Bedarf an hochqualifizierten Arbeits-
kräften. AkademikerInnen sind im Vergleich
weniger von Arbeitslosigkeit betroffen und
ihr Verdienst ist in der Regel höher. Ein Stu-
dienabschluss bietet eine flexiblere berufli-
che Einsatzmöglichkeit – und damit auch Al-
ternativen, z.B. wenn ein Jobwechsel not-
wendig wird; aber auch die Möglichkeit,

dein Wissen aus der Ausbildung theoretisch
zu vertiefen. In vielen Bereichen wird diese
Kombination aus Theorie und praktischer
Erfahrung von ArbeitgeberInnen geschätzt. 

Und die Vorteile eines Stu-
diums reichen durchaus über
die handfesten Arbeitsmarkt-
chancen hinaus. Das Interesse
an der theoretischen Ausei-
nandersetzung mit Problem-
stellungen innerhalb eines
Studiengebietes spricht ge-
nauso dafür, ein Studium zu
beginnen. ∏
Die Broschüre »Ausgelernt – und nun?
Studieren« wird passend zum Semester-
start im Herbst von der DGB-Jugend
komplett überarbeitet herausgegeben.

»Deine Rechte und Pflichten im Prakti-
kum« gibt’s neu. 

»Studium. BAföG. Job« wird mit einem
Beileger aktualisiert.

www.dgb-Jugend, »Broschüren«

en erlernten Beruf zu verlassen, um
ein Studium zu beginnen, ist eine
Entscheidung, der zunächst viele

Fragen vorausgehen: 
∂ Welche Zugangsvoraussetzungen gibt
es? 
∂ Welches Studium passt zu mir? 
∂ Kann ich mir ein Studium überhaupt leis-
ten? 
∂ Und nicht zuletzt: Was nützt mir ein Stu-
dium überhaupt? 

Die DGB-Jugend-Broschüre »Ausge-
lernt – und nun? Studieren!« informiert
über die Zugangsvoraussetzungen für ein
Studium und stellt die unterschiedlichen
Hochschularten sowie -abschlüsse vor. Sie
soll eine Hilfestellung sein bei der Suche
nach dem richtigen Studienfach und der
Universität. Hier kann man auch nachlesen,
wie der Zulassungsprozess abläuft. 

Der zweite Teil konzentriert sich auf die
Studienfinanzierung. Man bekommt einen

D

Studieren oder nicht?
Eine wichtige Frage: Im Oktober 2010 fängt das Wintersemester an. Gerade für Ausgelernte kann dies ein wichtiger
Aspekt der persönlichen Lebensplanung sein. Die DGB-Jugend bietet Hilfe bei der Orientierung.

beitslosigkeit, insbesondere bei jungen Ar-
beitnehmerInnen, mit einem neuen EU-Pro-
gramm in Höhe von einem Prozent des eu-
ropäischen Bruttoinlandprodukts. ∏
Weitere Infos: www.dgb.de/themen, »Europa & Interna-
tionales«, »Aktionen«

Die Datenlage
Für die »Youngcom-Jugendstudie 2010« ha-
ben mehr als tausend 13- bis 19-Jährige geant-
wortet, wer die nervigsten Promis sind: 

1. Tokio Hotel (14,1% aller Stimmen)

2. Paris Hilton (13,8%)

3. Lady Gaga (8,6%)

4. Britney Spears (6,1%)

5. Dieter Bohlen (4,4%)

And the winner is: Bill Kaulitz auf Platz 10 mit
2,3%. Und was ist da so toll dran? Ganz ein-
fach: Kaulitz ist der Sänger von 1. ∏

Quelle: www.sueddeutsche.de
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Gewerkschaftsarbeit ist ge-
fährliche Arbeit: 101 Aktive
wurden 2009 weltweit ermor-
det. Der IGB warnt: Der Druck
auf die Arbeitnehmerrechte
wächst durch die Folgen der
Krise für die Arbeitsplätze.

olumbien. Kolumbien liegt ganz
weit vorne. »Kolumbien war erneut
das Land, in dem der Einsatz für

grundlegende Arbeitnehmerrechte mehr
als anderswo einem Todesurteil gleichkom-
men kann, trotz der PR-Kampagne der ko-
lumbianischen Regierung, die das Gegenteil
zu suggerieren ver-
suchte«, sagt Guy Ry-
der.

Der Generalsekre-
tär des Internationa-
len Gewerkschaftsbundes (IGB) muss wis-
sen, wovon er redet: Gerade hat seine Or-
ganisation – der Dachverband nationaler
Gewerkschaftsbünde mit 311 Mitgliedsor-
ganisationen in 155 Ländern mit insgesamt
175 Millionen Mitgliedern – die jährliche
Übersicht über die Gewerkschaftsrechte
weltweit für das Jahr 2009 veröffentlicht. 

Dieser Bericht über die Ausübung von
Gewerkschaftsrechten dokumentiert für
das Jahr 2009 eine dramatische Zunahme

der an Gewerkschaf-
terInnen verübten
Morde: Die Zahl der
Getöteten ist auf 101
gestiegen – eine Zu-
nahme um 30 Pro-
zent gegenüber dem
Vorjahr.

Kolumbien führt dabei die Liste an: 48 der
Morde geschahen dort. 22 der getöteten ko-
lumbianischen GewerkschafterInnen waren
hochrangige GewerkschaftsführerInnen,
fünf davon Frauen, womit die Anschlagsse-
rie des Vorjahres unvermindert anhielt. In

den letzten 23 Jahren
wurde nahezu an je-
dem dritten Tag ein
gewerkschaftlich or-
ganisierter Arbeitneh-

mer in diesem Land ermordet. Unterneh-
men, Regierung und
Paramilitärs machten
gleichermaßen Jagd
auf die Arbeitnehmer-
vertreterInnen. 

Auch 16 Morde in Guatemala, zwölf in
Honduras, sechs in Mexiko, sechs in Bang -
ladesch, vier in Brasilien, drei in der Domi-
nikanischen Republik, drei auf den Philippi-
nen, jeweils einer in Indien, im Irak und in

Ein Job wie ein Todesurteil

K

Nigeria sind zu verzeichnen. Weiterhin sit-
zen viele GewerkschafterInnen im Gefäng-
nis, und rund 100 wurden 2009 neu inhaf-
tiert. 

140 Länder werden in dem Bericht por-
trätiert. Was allen gemein ist: Antidemo-
kratische Kräfte richteten ihre Angriffe ge-
gen gewerkschaftliche Aktivitäten, weil sie
wissen, dass die Gewerkschaften oft an vor-
derster Front für die Verteidigung der De-
mokratie eintreten.

Zahlreiche Fälle einer Niederschlagung
von Streiks und der Unterdrückung strei-
kender ArbeitnehmerInnen künden von die-
sen Verhältnissen. Tausende von Beschäf-
tigten, die auf die Straße gingen, um die
Zahlung ausstehender Löhne einzufordern,
harte Arbeitsbedingungen oder die schwe-
ren Folgen der weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise anzuprangern, wurden verprü-

gelt und verhaftet. In
Bangladesch starben
gar sechs Beschäftigte
in der Bekleidungsin-
dustrie, die in den

Streik getreten waren, um eine Lohnerhö-
hung und die Bezahlung ausstehender Löh-
ne durchzusetzen, nach einem Polizeiein-
satz.

In verschiedenen Ländern drohten Un-
ternehmen den Beschäftigten mit einer
Schließung des Betriebs oder einer Verla-
gerung von Produktionsstätten, falls sie ei-
ne Gewerkschaft gründen oder sich einer
solchen anschließen sollten. 

Teilweise wurden Arbeitsgesetze geän-
dert, um mehr »Flexibilität« zu schaffen und
soziale Wohlfahrtssysteme zu verwässern,
was oft Auswirkungen auf die bestehenden
Arbeitsbeziehungen hatte und damit die
Gewerkschaftsrechte einschränkte. 

Eine weitere negative Folge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise besteht darin, dass
immer mehr Beschäftigte gezwungen sind,
prekäre Tätigkeiten unterschiedlichster Art
zu verrichten. 

»Die diesjährige Übersicht zeigt, dass die
Mehrzahl der Beschäftigten in der Welt
nach wie vor keinen wirksamen Schutz ih-
res Rechts, Gewerkschaften zu gründen
und Tarifverhandlungen zu führen, in An-
spruch nehmen kann. Dies ist ein wesent-
licher Faktor bei der langfristigen Zunah-
me des wirtschaftlichen Ungleichgewichts
innerhalb und zwischen Ländern«, sagt Ry-
der. ∏
Der IGB-Bericht im Internet: http://survey.ituc-csi.org

Tausende von Beschäftigten, die 
auf die Straße gingen, um die

 Zahlung ausstehender Löhne…

…einzufordern oder die 
Folgen der Wirtschaftskrise 

anzu prangern, wurden verprügelt.

»Betriebsrats -
verseucht«
140 Länder finden sich im Bericht des IGB wie-
der – und auch Deutschland ist dabei. Was der
IGB bemängelt: Trotz solider Arbeitsbeziehun-
gen sind einige ArbeitgeberInnen nach wie vor
gewerkschaftsfeindlich eingestellt. Es komme
zur Diskriminierung von Gewerkschaftsmit-
gliedern, und zum Teil werde mit »gelben«, al-
so mitgliederschwachen und wenig repräsen-
tativen Gewerkschaften verhandelt, schreiben
die AutorInnen. 

Hauptgrund zur Besorgnis ist allerdings
weiterhin die Tatsache, dass Beamte generell
kein Streikrecht haben: Obwohl die Arbeitsbe-
dingungen von Angestellten im öffentlichen
Dienst unter die Tarifvereinbarungen fallen, ha-
ben die Beamten kein Recht auf Kollektivver-
handlungen. Beamte sind auch vom Streikrecht
ausgeschlossen, ein Umstand, den die Interna-
tionale Arbeitsorganisation (ILO) seit 1959 im-
mer wieder bemängelt. 

»Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte hat im Jahr 2009 ausdrücklich klar-

gestellt, dass Beamtinnen und Beamten die vol-
le Koalitionsfreiheit bis hin zum Streikrecht zu-
steht. Die Koalitionsfreiheit zu verwirklichen
heißt, ein Menschenrecht zu verwirklichen«,
sagt Nils Kammradt von der Abteilung Öffent-
licher Dienst und Beamte im DGB.

In Deutschland werden Gewerkschaftsmit-
glieder auch immer wieder diskriminiert. Sie
werden entlassen, degradiert und versetzt – be-
sonders, wenn sie sich für die Gründung von
Betriebsräten einsetzen.

Und nicht einmal dies ist am IGB vorbeige-
gangen: Die Gesellschaft für Deutsche Sprache
wählte den Begriff »betriebsratsverseucht«
zum »Unwort des Jahres 2009«. Das Unwort
stehe für eine Haltung, »die sich leider inzwi-
schen verbreitet hat«, begründete der Spre-
cher der Jury die Wahl. 

Die Jury war durch eine TV-Sendung auf das
Wort aufmerksam gemacht worden, in der ein
Mitarbeiter der Baumarktkette Bauhaus berich-
tete, das Wort werde von AbteilungsleiterInnen
des Unternehmens verwendet, wenn KollegIn-
nen aus einer Filiale mit Betriebsrat in eine ohne
Arbeitnehmervertretung wechseln wollten. ∏

i g b - r e p o r t  f ü r  d e u t s c h l a n d



Die Reform der Hochschulen
und die Gewerkschaften. 
Von Andreas Schackert

eit etwa zehn Jahren etabliert sich
die systematische, zielgerichtete
und zielgruppengenaue Ansprache

von Studierenden immer stärker als Teil ge-
werkschaftlicher Arbeit. Nicht viel älter ist
die Auseinandersetzung mit den Implika-
tionen, der Umsetzung und den Auswirkun-
gen der Bologna-Erklärung der europäi-
schen WissenschaftsministerInnen, an der
auch die Gewerkschaften regen Anteil neh-
men. Und diese Auseinandersetzung ist in
der Tendenz kritisch.

DGB und Mitgliedsgewerkschaften neh-
men die Kritikpunkte von Arbeitnehmer-
vertretungen auf – die die Arbeitsbedin-
gungen, die Erwerbs -
chancen und die Aus-
bildungsqualität ihrer
Mitglieder im Blick ha-
ben. Weil Wohlstand,
Gesundheit und Zu-
friedenheit der ArbeitnehmerInnen davon
abhängen – und die, zu Recht, für sich in An-
spruch nehmen, dass Wohlstand, Gesund-
heit und Zufriedenheit unverzichtbare Be-
dingungen für Bestand und Weiterentwick-
lung einer demokratischen Gesellschaft
sind.

Aber die Kritik ist nur dann nützlich,
wenn sie auch innerhalb des bestehenden
Rahmens hilft, Verbesserungen zu entwi-
ckeln und umzusetzen. Dafür muss sie das,
was sie vorfindet, mit nüchternem Blick

einordnen. Ein nüchterner Blick auf die so
genannten Bologna-Reformen an deut-
schen Hochschulen erfasst dabei drei As-
pekte: 

∂ Die Reformen sind umkehrbar.
Aber eine Umkehr bedeutete Rückkehr zu
dem, was vorher war – einer Hochschulaus-
bildung, die bezüglich der individuellen Be-
treuung der Studierenden, der Abbrecher-
quoten und der Ausbildungsqualität kaum
besser dastand als die heutige.

∂ Die Reformen sind unvollständig.
Gerade das Versprechen, mit dem sie be-
gründet wurden, eine bessere internationa-
le Vergleichbarkeit, eine Verbesserung der
Studierbarkeit und eine stärkere Fokussie-
rung auf berufliche Qualifikationen, lösen

sie keinesfalls ein.

∂ Die Reformen 
sind aber auch eine
Chance.
Sogar und besonders

da, wo sie gescheitert erscheinen. Denn die
breite politische und
gesellschaftliche Dis-
kussion um die Fehler
und Schwächen des
Hochschulsystems
zwingt die Gewerk-
schaften, dezidierte und auch gemeinsame
Positionen zu entwickeln. Und ermöglicht
schon heute stärker als je, mit diesen Posi-
tionen wahrgenommen zu werden – insbe-
sondere auch außerhalb der Fachöffentlich-
keit.

Bologna ist kein Vorwand
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Die Synthese aus diesen drei Wertungen ist
freilich, dass die politische Stoßrichtung
nicht auf die Rücknahme der Bologna-Re-
formen, sondern auf ihre Instrumentalisie-
rung – und die ihrer Ergebnisse – im Sinne
eines modernen und demokratischen Hoch-
schulwesens und einer emanzipierten, kriti-
schen und unabhängigen Wissenschaft ge-
richtet sein muss.

Der verlängerte Reformprozess birgt da-
bei auch eine Chance, gewerkschaftlichen
Einfluss an der Hochschule zu verankern
und zu vergrößern. Denn der Arbeitsmarkt-
bezug, der laut den Bologna-Beschlüssen in
stärkerem Maß Teil der Curricula werden
soll, kann von DGB und Mitgliedsorganisa-
tionen an Uni und Fachhochschule genutzt
werden, um sichtbarer zu werden. Gewerk-
schaften sind schließlich laut Grundgesetz
sogar ein besonders geschützter Teil des Ar-
beitsmarktes – ein gutes Argument für die
Präsenz auf dem Campus weit über arbeits-
rechtliche Beratung für den Nebenjob hi-
naus.

Unsere arbeitsweltliche Kompetenz
kann durch Beiträge in Pflichtveranstaltun-

gen ebenso wie im Be-
reich der Schlüssel-
kompetenzen in das
Regelprogramm fast je-
des Studiengangs inte-
griert werden, ohne

dass immer gleich eine eigene, mit großem
Aufwand vorbereitete Vorlesungs- oder Se-
minarreihe veranstaltet werden muss.

Schon heute gibt es eine große Zahl an
guten Beispielen dafür, ob und wie Gewerk-
schafterInnen, Betriebsräte und fachkundi-

Der Arbeitsmarktbezug, der 
laut den Bologna-Beschlüssen 

in stärkerem Maß Teil der  
Curricula werden soll…

…kann als Vehikel zur 
stärkeren Sichtbarkeit von DGB

und  Mitgliedsorganisationen 
genutzt werden.

Teuer und unsozial
Im dritten Amtsjahr ihrer glorreichen Regie-
rung, am 9. Dezember 2005, hatte die schwarz-
gelbe Koalition des niedersächsischen Minis-
terpräsidenten die Einführung von Studienge-
bühren in Höhe von 500 Euro pro Semester be-
schlossen. Niedersachsen war damit das erste
Bundesland, das allgemeine Gebühren für das
Erststudium festlegte. Der verantwortliche Mi-
nisterpräsident, Christian Wulff, wurde vom sel-
ben politischen Lager vor wenigen Wochen aus
seinem Amt heraus zum Bundespräsidenten,
zum höchsten Repräsentanten staatlicher Ge-
walt und republikanischen Selbstverständnis-
ses in der BRD gewählt.

Damit könnte eigentlich alles gesagt sein
über Leitlinien, Vorbilder und soziale Veranke-

rung schwarz-gelber Hochschulpolitik. Ist es
aber leider nicht. Freitag, den 9. Juli 2010, keine
zehn Tage nach der Bundespräsidentenwahl:
Die schwarz-gelbe Mehrheit lehnt im Bundesrat
die von der Bundesregierung vorgeschlagene
und von allen Fachverbänden – auch von den
Gewerkschaften – sehr begrüßte und alles an-
dere als großzügig zu nennende Anhebung des
BAföG-Satzes zum Beginn des Wintersemesters
ab. Weil sie Geld kostet.

Der Gesetzentwurf kommt in den Vermitt-
lungsausschuss, wo er voraussichtlich am 14.
September 2010 verhandelt wird, bevor er er-
neut im Bundesrat beraten werden kann. Die an-
gestrebte Erhöhung des BAföG um zwei Prozent
wird es in diesem Jahr folglich nur geben, wenn
der Vermittlungsausschuss sich einigt, der Bun-
destag dieser Einigung noch in derselben Woche

zustimmt und der Bundesrat danach ebenfalls
positiv votiert.

Die letzte Erhöhung des BAföG liegt am
1. Oktober 2010 zwei Jahre zurück, die neuerli-
che Erhöhung wird, so sie kommt, durch die ge-
stiegene Inflation nahezu aufgefressen. An der
Tatsache, dass der Förderungshöchstsatz deut-
lich niedriger ist als der monatliche Bedarf der
Studierenden, wird sich nichts ändern. Die 19.
Sozialerhebung des Deutschen Studentenwer-
kes hat im Frühjahr einmal mehr aufgezeigt,
dass die durchschnittlichen Kosten des gemei-
nen Studis – selbst, wenn er keine Studienge-
bühren zahlen muss – die Grenze von 700 Euro
deutlich übersteigen. 

Der Gesetzgeber weiß das natürlich. Des-
halb erlaubt er neben dem BAföG auch einen
Hinzuverdienst von monatlich bis 400 Euro –

b a f ö g  u n d  n at i o n a l s t i p e n d i u m
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ge Mitglieder mit ihren Erfahrungen in Ver-
anstaltungen zur Berufsfeldorientierung,
Arbeitsethik oder Technikfolgenabschät-
zung eingebunden werden und dort die ei-
gene Kompetenz nutzen, um Fragen der Be-
schäftigteninteressen aufzuwerfen und ge-
werkschaftliche Positionen zu vermitteln.
Aber auch in Fragen des Umgangs mit hoher
Arbeitsbelastung, Streit über Ausbildungs-
inhalte und bei Konflikten zwischen Leh-
renden und Lernenden, die im Zuge der Ba-
chelor-Reformen für die Studierenden viel-
fach drängender wurden, können Gewerk-
schaften auf enorme Erfahrungen zurück-
greifen, wodurch sie attraktiver Partner für
Studierende und Beschäftigte der Hoch-
schulen gleichermaßen sein können. Als Kö-
nigsdisziplin gilt freilich, die Anerkennung
der Teilnahme an Seminaren gewerkschaft-
licher Weiterbildung als studienrelevante
Leistung zu etablieren.

In der Frage, wie Studierende, die auf die-
sem Wege mit gewerkschaftlichen Positio-
nen und Angeboten in Berührung kommen,
für eine Mitgliedschaft oder gar Mitarbeit
gewonnen werden können und wie man sie
als Mitglieder dauerhaft hält, gibt es noch
viel Raum für Diskussionen und Versuche.
Das vor allem in Skandinavien erfolgreich
eingesetzte biografische Modell, bei dem
regelmäßig auf die jeweilige Studienphase
zugeschnittene Angebote formuliert wer-
den, gepaart mit wahrnehmbarer kontinu-
ierlicher Präsenz auf dem Campus, er-
scheint dabei als erfolgversprechend. Es be-
darf allerdings auch einer finanziellen und
personellen Absicherung, die über das heu-
te vielerorts übliche Maß hinaus geht.

Umso wichtiger ist es, die richtigen
Partner zu suchen und zu binden. Die stu-
dentische Selbstverwaltung, insbesondere
die Fachschaften, sind die ersten Partner,

mit denen eine fruchtbare Zusammenarbeit
auf Augenhöhe und vor allem nah an den
Studierenden möglich ist – auch wenn sie
manchmal hart erarbeitet sein will.

Die Gewerkschaften können dabei vor
allem mit verlässlichen Strukturen punk-
ten, die die nicht selten niedrige Profes-
sionalität und hohe Fluktuation studenti-
scher Vertretungen auszugleichen helfen.
Auf diese Weise kann es den Gewerk-

schaften gelingen, in zehn Jahren in den
Hörsälen ebenso etabliert zu sein, wie sie
es heute bei der Kritik am Bologna-Prozess
sind. ∏
Andreas Schackert ist Berater im DGB-
Jugend-Projekt »Students at work«.

Literatur: Andreas Keller u.a. (Hg.):
Endstation Bologna. Zehn Jahre Euro-
päischer Hochschulraum, W. Bertels-
mann-Verlag, Bielefeld 2010, 216. S.,
29,90 Euro

sollen doch die Studierenden das Geld, das sie
zum Leben brauchen, selbst erarbeiten. 

Blöd nur, dass das immer schwieriger wird,
seit die arbeits- und prüfungsüberladenen Ba-
chelorstudiengänge landauf, landab in Mode
gekommen sind: Bei den Bachelorstudis liegt
der Anteil der NebenjobberInnen bereits zehn
Prozent unter dem Durchschnitt, ist der Sozial-
erhebung zu entnehmen – obwohl die Studie-
renden weiterhin auf das Zusatzeinkommen an-
gewiesen sind.

Das ist unsozial: Denn es hält gerade dieje-
nigen vom Studium ab, die noch zu wenig an der
Hochschule zu finden sind: Kinder aus nicht-aka-
demischen und einkommensschwachen Famili-
en. Werden sie nicht vom dreigliedrigen Schul-
system herausgefiltert, haben sie sogar – auch
ohne vernünftiges Schüler-BAföG – Abitur ge-

macht, meiden sie oft wegen der Kosten und der
drohenden BAföG-Verschuldung den Weg ins
Immatrikulationsamt.

Dagegen wird auch das zugleich beschlos-
sene Nationale Stipendienprogramm nicht hel-
fen. Denn die Stipendien, die damit vergeben
werden sollen, sind weder bedarfsdeckend noch
sozial ausgewogen – und könnten, sofern die ge-
plante Zielmarke erreicht wird, um fast ein Vier-
tel mehr als die abgelehnte BAföG-Erhöhung
kosten. Als Bonbon gibt’s für die von Personal-
mangel geplagten Hochschulen noch zusätzli-
chen Verwaltungsaufwand: Sie sollen die Aus-
wahl der StipendiatInnen regulieren und durch-
führen und noch dazu die Kofinanzierung bei
der Wirtschaft einwerben. Am Ende werden die
Unternehmen bei der Entscheidung, welche
Fachkombinationen und welche Studierenden

den Zuschuss bekommen, ein Wörtchen mitre-
den. Gestaltungswille einer Regierung sieht an-
ders aus.

Das politische Selbstverständnis, das da-
hinter steht, ist recht fragwürdig: Wenn die Bun-
desregierung meint, die Unternehmen hätten
tatsächlich zuviel Geld übrig und müssten es in
die Hochschulausbildung stecken, sollte sie sich
das Geld holen und selbst entscheiden, für wen
und warum es ausgegeben wird. Dazu ist sie –
anders als die Wirtschaft – von den BürgerInnen
dieser Republik legitimiert. Dabei kann sie (und
wird es) – anders als die Wirtschaft – vom Par-
lament kontrolliert werden. Und es ist dies, das
politische Gestalten unter Zuhilfenahme von
Steuermitteln, nebenbei: ihre einzige Daseins-
berechtigung. ∏

Andreas Schackert

  

Eine »Königsdisziplin«: Gewerkschaftliche Weiterbildung an der Universität
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Davon gehe ich aus, konkret wird sich dies
natürlich in der Praxis zeigen. 

Was glaubst du, wie lange sie als Minder-
heitsregierung standhält?

Ich glaube, dass diese Regierung durchaus
eine Legislatur halten kann. Vielleicht wer-
den wir es später auch noch in anderen Län-
dern oder gar im Bund mit ähnlichen Kon-
stellationen zu tun haben, schließlich etab-
liert sich nun in Deutschland, und zwar auch
im Westen, ein Fünf-Parteien-System, in
dem die alten Parteienbündnisse aufwei-
chen und sich verändern. NRW war schon
öfter Vorreiter einer neuen politischen Pra-
xis, warum nicht auch jetzt?

Du sagst, im Koalitionsvertrag zwischen
SPD und Bündnis 90/Die Grünen sind
Forderungen der Gewerkschaften aufge-
griffen worden…

Neben den erwähnten möchte ich zum Bei-
spiel die Reform des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes, die Einführung von Gemein-
schaftsschulen und die Konsolidierungshil-
fe für verschuldete Kommunen nennen.

Finden sich Ökologie und Nachhaltigkeit
als Themen wieder?

Dieser Bereich – bei einer Regierung unter
Beteiligung der Grünen nicht anders zu er-
warten – spielt eine wichtige Rolle. Wirt-
schaft, vor allem Industrie, und nachhaltige
Entwicklung werden in dem Vertrag ver-
knüpft. In der Energiepolitik wird klar Posi-
tion bezogen gegen eine weitere Nutzung
von Atomkraft, erneuerbare Energien sollen
gestärkt werden, in der Kohlefrage wird um-
sichtig vorgegangen. 

Was ist mit dem Thema Bildung?
Bildungspolitik wird in dieser Legislatur ei-
ne enorme Bedeutung haben. Rot-Grün hat
angekündigt, schrittweise unter Beteiligung
der Kommunen Gemeinschaftsschulen ein-
zurichten und damit das Schulsystem zu re-
formieren. Aber auch frühkindliche Bildung
und Hochschulen sollen einen besonderen
Stellenwert haben, sodass wir uns hier Ver-
besserungen erhoffen.

Könnte es sein, dass die Studiengebühren
abgeschafft werden?

Das hoffe ich doch sehr. Derzeit ist man sich
zwischen der rot-grünen Regierung und der
Linken als Oppositionspartei lediglich über
den Zeitpunkt uneinig. Die Linken wollen
die Abschaffung der Gebühren sofort, die
Regierung sieht dies zum Wintersemester
2011/12.

Wie lautet die dringendste Forderung der
DGB-Jugend an die Regierung?

Wir haben vor der Wahl gemeinsam mit den
Studierenden und den Schülerinnen und

Nach vielem Hin und Her hat
Nordrhein-Westfalen nun 
doch noch eine – rot-grüne –
Landesregierung bekommen.
DGB-Bezirksjugendsekretärin
Antonia Kühn sagt, womit 
jetzt zu rechnen ist.

Der DGB NRW gratuliert der neuen Re-
gierung ganz herzlich. Kann die DGB-
 Jugend sich dem anschließen?

Aber natürlich! Wesentliche Forderungen
der Gewerkschaften sind in den Koalitions-
vertrag aufgenommen worden, sodass wir
darauf hoffen können, dass diese Regierung
eine Politik umsetzen wird, die die Interes-
sen unserer Mitglieder in vielen wichtigen
Punkten aufgreift.

Wir erwarten ganz konkrete Verbesse-
rungen in vielen Themengebieten, so zum
Beispiel in der Bildungspolitik – in der Fra-
ge der Kopfnoten, des längeren gemeinsa-
men Lernens und der Studiengebühren.
Aber auch in der Frage der Regulierung von
Leih- und Zeitarbeit, bei der Mitbestim-
mung im öffentlichen Dienst und den La-
denöffnungszeiten erwarten wir eine neue
Politik im Sinne der Gewerkschaften.

Hat die DGB-Jugend einen guten Draht
zur Regierung – wo der DGB-Landesvor-
sitzende Guntram Schneider nun Arbeits-
minister geworden ist? 

»Wir erwarten Verbesserungen«
Schülern unsere sechs Forderungen in der
Kampagne »Wähl deine Bildungsperspekti-
ve« formuliert: Abschaffung der Kopfnoten,
Eine Schule für Alle, Abschaffung der Studi-
engebühren, Reform von Bachelor/Master,
Verbesserung der Ausbildungsqualität am
Berufskolleg und mehr Übernahmen für
Ausgelernte. Diese Forderungen sind für
uns nach wie vor wichtig.

Welche Themen sind noch wichtig für
junge Leute in NRW?

Natürlich die quantitative Situation am Aus-
bildungsmarkt. Auch wenn die Arbeitgeber
gerne davon sprechen, dass wir es mit einer
nahezu ausgeglichenen Situation zu tun
hätten, so sind dies rein statistische Tricks.
Selbst wenn wir nur diejenigen betrachten,
die bei der Arbeitsagentur als ausbildungs-
platzsuchend gemeldet sind, fehlen in NRW
24.000 Ausbildungsplätze. Hinzu kommen
die vielen jungen Leute, die im Berufskolleg
geparkt sind und eigentlich auch eine ver-
nünftige Ausbildung machen wollen. Diese
Perspektivlosigkeit treibt mich um.

Zum Schluss noch ein anderes Thema:
Warst du auf der Loveparade?

Nein. Ich war zeitgleich im WDR-Studio
Ruhr und habe live miterlebt, wie die Schre-
ckensmeldungen in der Redaktion anka-
men. Furchtbar.

Wie steht die DGB-Jugend zu diesem
Event – und zu dem, was in Duisburg
 passiert ist?

Als DGB-Jugend haben wir dazu keine Posi-
tion, ganz persönlich kann ich nur sagen,
dass ich schockiert bin – und nicht nach-
vollziehen kann, warum Ordnungsbehörde
und Veranstalter derart fahrlässig mit dem
Leben der jungen Leute umgegangen sind.
Bei unseren Großveranstaltungen sind wir
deutlich ausführlichere Sicherheitskonzep-
te gewohnt. Mein Mitgefühl gehört den Op-
fern und ihren Angehörigen. ∏

Neue Verhältnisse
Die rot-grüne Minderheitsregierung in NRW
steht. SPD-Landeschefin Hannelore Kraft und
die grüne Landtagsfraktionsvorsitzende Syl-
via Löhrmann haben im Juli 2010 ihr gemein-
sames Regierungsprogramm präsentiert. Ti-
tel: »Gemeinsam neue Wege gehen«. 

Die Wahl war nicht einfach: Nachdem die
beiden Parteien am 9. Mai 2010 zusammen
mehr Stimmen als die bisherige schwarz-gel-
be Regierung unter Jürgen Rüttgers (CDU) er-
halten hatten – eine Stimme fehlte jedoch für
die absolute Mehrheit – und es sehr viele Son-
dierungsgespräche gegeben hatte, verhan-
delten SPD und Grüne für eine rot-grüne Min-
derheitsregierung.

Und die soll nun eine »Koalition der Ein-
ladung« darstellen: Beide Parteien laden alle
Fraktionen und Parteien im Düsseldorfer
Landtag ein, sich gemeinsam jenen »Zielen zu
widmen, die das Land weiterbringen«.

Eine Besonderheit ist dies: Der DGB-Lan-
desvorsitzende Guntram Schneider (SPD)
übernimmt das Arbeitsministerium. ∏

l a n d ta g  n r w

Antonia Kühn
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schwer, mit ihnen ins Gespräch zu kommen
und die Postkartenaktion »Ich will für mein
Studium…« durchzuführen.

Das Material: Bewusst haben wir – wie
bei der letzten Tour auch – auf den »Bauch-
laden« der Gewerkschaftsjugend verzich-
tet und uns auf Broschüren wie z.B. »Studi-
um. BaföG. Job« oder »Stimmt so!« konzen-
triert. Außerdem haben wir eine eigene Bro-
schüre aufgelegt: »Vorschläge zur Verbes-
serung der Qualität im Studium«.

Bilanz: Insgesamt haben wir mit vielen,
vielen Studierenden gesprochen und meh-
rere hundert Postkarten zurückbekommen.
Die Forderungen der Studierenden werden
zur Zeit ausgewertet und dann an das Mi-
nisterium für Innovation, Wissenschaft und
Forschung übergeben, um eine Stellung-
nahme der Ministerin Svenja Schulze (SPD)
einzufordern. 

Fazit: Es kamen viele Menschen an un-
seren Stand, die unsere Aktion gelobt haben;
insbesondere dafür, dass Gewerkschaften

Was ist eine gute Campus-
Tour? Wenn Studierende die
Gewerkschaft gut finden und
auch noch eintreten, sagt
 Melanie Maier.

ie Fakten: Juni und Juli 2010 fand in
NRW die Campus-Tour der DGB Ju-
gend mit einer Postkartenaktion

statt. 15 für die Tour ausgebildete junge Ge-
werkschafterInnen fuhren insgesamt 18
Fach- bzw. Hochschulstandorte von Aachen
bis Münster an. Dazu kam auf jedem Cam-
pus eine Jugendbildungsreferentin bzw. ein
-referent oder eine Gewerkschaftssekretärin
und ein Gewerkschaftssekretär. Und sofern
vorhanden: die BeraterInnen der Campus
Offices bzw. Hochschulinformationsbüros.

Der Hintergrund: Der Erfolg der ersten
Tour im Jahr 2008 mit dem Schwerpunkt-
thema »Generation Praktikum« hat uns ge-
zeigt, wie wichtig es ist, dass Gewerkschaf-
ten den Kontakt zu den Studierenden su-
chen. Die guten Kooperationen und Bünd-
nisse mit den Studierenden während der
Kampagne »Wähl deine Bildungsperspekti-
ve« und beim Bildungsstreik haben das The-
ma der diesjährigen Tour gesetzt: »Ein gutes
Studium«. 

Der Auftritt: An unserem Info-Pavillon
mit Broschüren rund ums Studium schenk-
ten wir Kaffee aus. Dazu gab es ein Master-
plätzchen für die Studis. So fiel es uns nicht

Ins Gespräch kommen

D

sich für die Belange der Stu-
dierenden einsetzen – Mit-
glieder haben wir übrigens
auch wieder gewonnen! ∏
Melanie Maier ist DGB-Jugend -
bildungsreferentin.

Aktivposten
∂ Die DGB-Jugend Frankfurt würdigt den An-
tikriegstag am 1. September 2010 standesgemäß
mit einem Konzert der KZ-Überlebenden Esther
Bejarano und der Band Microphone Mafia.
Die Berufsschultour findet vom 6. bis 17. Sep-
tember 2010 in Zusammenarbeit mit der IG Me-
tall- und IG BAU-Jugend und der jungen NGG
statt.
Vom 24. bis 26. September 2010 findet die Bun-
desjugendklausurtagung mit 80 Teilnehmenden
im Bildungszentrum Oberjosbach statt.
www.region-frankfurt-rhein-main.dgb.de/Ser-
vice/Jugend
∂ »Kein Sex mit Nazis« lautete die provokante
Forderung der DGB-Jugend beim Christopher
Street Day in Köln im Juli 2010. Mit einem 30 mal
12 Meter großen Transparent demonstrierte die
Gewerkschaftsjugend für Toleranz, Gerechtig-
keit und Gleichstellung sowie gegen rechtsex-
treme Einstellungen. 
http://koeln-bonn.dgb.de/-/ald
∂ Am 21. August 2010 führt die DGB-Jugend

Rheinland-Pfalz eine Jugendbildungstagung
durch. In der IG Metall-Verwaltungsstelle Fran-
kenthal werden VertreterInnen von DGB-Ju-
gend und Gewerkschaften Perspektiven ge-
werkschaftlicher Jugendbildungsarbeit in Rhein-
land-Pfalz und dem Saarland diskutieren. 
Vom 30. August bis zum 1. Oktober 2010 geht’s
auf Berufsschultour. Es gibt eine Auftaktveran-
staltung in Mainz unter Beteiligung der Bil-
dungsministerin von Rheinland-Pfalz, Doris Ah-
nen (SPD), und des DGB-Landesvorsitzenden
Dietmar Muscheid. 22 Schulen aus dem ganzen
Land nehmen daran teil – ein Rekord!
www.dgb-jugend-rlp.de
∂ Vom 10. bis 12. September 2010 findet das
Drei-Länder-Seminar der DGB-Jugend Bayern,
der Österreichischen Gewerkschaftsjugend aus
Salzburg, Oberösterreich und Tirol sowie der
Südtiroler Gewerkschaftsjugend in Brixen statt.
Themen: Recht auf Ausbildung, Europäischer
Qualifikationsrahmen, Krisenauswirkungen.
www.bayern.dgb.de/jugend
∂ Ein Seminar der DGB-Jugend Berlin-Bran-
denburg vom 15. bis 17. Oktober 2010 bietet op-

timale Vorbereitung auf die heutigen Anforde-
rungen im Vorstellungsgespräch, bei Referaten
und Präsentationen.
www.dgb-jugend-bb.de
∂ So genannte Social-Media-Plattformen wer-
den immer mehr dazu genutzt, auf Missstände
aufmerksam zu machen: Ob Umweltverbre-
chen, Angriffe auf den Sozialstaat, Kürzungen
im Bildungsbereich. Die Generation der »Digital
Natives«, die digitalen Eingeborenen, lassen
sich den Mund nicht verbieten. 
»Gerade für Aktive der Gewerkschaftsjugend
bieten soziale Netzwerke wie Facebook und
Twitter Chancen, um für eine solidarische Ar-
beitswelt und eine gerechtere Gesellschaft zu
streiten und zu werben«, schreibt dieser Tage
die ver.di Jugend.
Und hat einen Kanal auf Facebook geschaltet,
um täglich und schnell auf politische Ereignisse
zu reagieren. »Wie die ›Tagesschau‹, aber nur
das, was uns auch wirklich interessiert«, sagt
ver.di-Bundesjugendsekretär Ringo Bischoff –
und lädt alle ein, mitzumachen.
www.facebook.com/wassollpolitik

k u r z  u n d  k l e i n

Gutes Studium
Juli 2010 in Nordrhein-Westfalen – die DGB-
Jugend-Campus Tour rollt durchs Land. Im
Mittelpunkt der Aktion steht eine Befragung
von Studierenden zum Thema: Was ist ein gu-
tes Studium? 

Aktive junge GewerkschafterInnen fah-
ren Tag für Tag einen anderen Campus an,
führen die Befragung durch und informieren
über Gewerkschaften. Neben den Studien-
gebühren als Eintrittshürde sind es Anmel-
deverfahren, Platzmangel, Vereinbarkeit von
Vorlesungszeiten mit Nebenjobs, Kindern
oder Ehrenamt, die Schwierigkeiten berei-
ten. Auch strukturelle Barrieren wie Zulas-
sungsbeschränkungen erschweren Bildungs-
wege junger Menschen. Zugleich, so die Be-
fragten, fehle es an Personal, so dass die Stu-
dierenden die Herausforderungen oftmals
im Alleingang bewältigen müssten.

Gewerkschaftliche Hochschulbesuche in
der Art der Campus-Tour finden auch in an-
deren Regionen statt. ∏

Weitere Infos: http://campustour.info

d g b - j u g e n d - c a m p u s -t o u r

DGB-Jugend – auf Tour an Rhein und Ruhr



Im Herbst stehen die JAV-
 Wahlen an. Grund genug, sich
schon mal Gedanken über die
Durchführung zu machen.

umindest in der Arbeitswelt ist die-
ses Jahr ein Super-Wahljahr: Nicht
nur, dass im Frühling die Betriebs-

räte neu gewählt wurden. Im Herbst müs-
sen – neben den Schwerbehindertenvertre-
tungen – in dem vom Gesetzgeber vorge-
gebenen Zeitraum vom 1. Oktober bis 30.
November auch die Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen (JAV) neu gewählt
werden. Also sollten sich sowohl die amtie-
rende JAV als auch die Betriebsräte langsam
aber sicher Gedanken über deren Durch-
führung machen – dazu gehört auch, recht-
zeitig KandidatInnen anzusprechen!

Gerade der Betriebsrat ist hier in der
Pflicht, denn nur er – und nicht die amtie-
rende JAV – hat die Aufgabe, die Wahl vor-
zubereiten und den Wahlvorstand für die
Durchführung der JAV-Wahl zu bestellen
(§ 80 Betriebsverfassungsgesetz; BetrVG). 

Unabhängig von den Vorgaben des Ge-
setzgebers sollte jeder Betriebsrat auch im
ureigensten Interesse für die Existenz einer
JAV sorgen: Die Mitglieder der JAV haben
aufgrund ihres Alters naturgemäß einen
kürzeren Draht zu ihren Alters-
genossen und kennen vor allem
deren Probleme aus eigenem
Erleben. Insofern kann auch die
Arbeit des Betriebsrats von
dem Hilfsorgan JAV erheblich
profitieren. 

Darüber hinaus kann die
Existenz einer JAV auch zur Ent-
lastung des Betriebsrats führen,
indem er Aufgaben an die JAV abgibt: Die
Durchführung einer Umfrage über den
Wunsch nach Übernahme sollte der JAV
ebenso übertragen werden wie die Über-
wachung der Einhaltung von speziell für die
Auszubildenden geltenden Betriebsverein-
barungen. 

Auch bei der Frage der Erstellung und
Ausgestaltung von Beurteilungsbögen wie
bei vielen anderen Angelegenheiten, die die
Berufsausbildung betreffen, kann und sollte
die JAV aktiv werden.

Um einen JAV-losen Zustand möglichst
zu vermeiden, sollte sich der Betriebsrat
frühzeitig Gedanken machen, ob die Wahl
im so genannten vereinfachten oder aber im
normalen Wahlverfahren durchzuführen ist.
Denn davon hängt die Frist für die Bestel-
lung des Wahlvorstandes ab. So muss in
dem Fall, dass die Wahl in dem normalen
Wahlverfahren durchzuführen ist, die Be-
stellung spätestens acht
Wochen vor Ablauf der
Amtszeit der JAV vorge-
nommen werden. Ist das
vereinfachte Wahlverfah-
ren anzuwenden, so verkürzt sich diese Frist
auf vier Wochen.

Welches nun das richtige Wahlverfah-
ren ist, hängt von der Anzahl der im Betrieb
zur JAV-Wahl wahlberechtigten Beschäftig-
ten ab. Sind fünf bis 50 zur JAV-Wahl Wahl-
berechtigte im Betrieb vorhanden, hat die
Wahl im vereinfachten Wahlverfahren statt-
zufinden. Beträgt die Regelbeschäftigung
über 50, so finden die Vorschriften für das
normale Wahlverfahren statt.

Die Klärung ist im Übrigen nicht nur für
die Bestellungsfristen des Wahlvorstandes
von Bedeutung, sondern auch für die Größe
des Wahlvorstandes. Während die Mitglie-
derzahl des Wahlvorstandes im vereinfach-
ten Wahlverfahren auf drei Köpfe be-

Jetzt geht’s los
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schränkt ist, kann der Wahlvorstand im nor-
malen Wahlverfahren im Einzelfall auch aus
mehr Personen bestehen.

Hinweis: Der amtierenden JAV steht bei
der Bestellung des Wahlvor-
standes genauso wie bei der
Bestellung eines der Wahlvor-
standsmitglieder zum Wahl-
vorstandsvorsitzenden das
Stimmrecht zu.

Dem Wahlvorstand können
sowohl Jugendliche als auch
andere betriebsangehörige Ar-
beitnehmerInnen angehören.

Der Gesetzgeber hat lediglich vorgegeben,
dass ein zum Betriebsrat wählbarer Arbeit-
nehmer dem Wahlvorstand angehören
muss. Eine Geschlechterquote existiert üb-
rigens nicht.

Der Betriebsrat muss bereits vor der Be-
stellung des Wahlvorstandes klären, wie vie-
le ArbeitnehmerInnen dementsprechend
im Betrieb beschäftigt sind. Das sind einmal
alle ArbeitnehmerInnen, die jünger als 18
Jahre sind, und alle, die zu ihrer Berufsaus-
bildung beschäftigt sind und das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben (vgl.
§ 60 BetrVG).

Wichtig: Mit dem Begriff »zur Berufsbil-
dung beschäftigt« sind nicht nur die klassi-
schen Berufsauszubildenden gemeint, son-
dern auch noch zahlreiche andere Beschäf-
tigte: 
∂ UmschülerInnen und TeilnehmerInnen
an berufsvorbereitenden Ausbildungsmaß-

nahmen bzw. Einstiegs-
qualifizierungen
∂ Pflege- sowie Hebam-
menschülerInnen, die ei-
ne Ausbildung aufgrund

des Krankenpflegegesetzes bzw. Hebam-
mengesetzes absolvieren
∂ Volontäre
∂ Anlernlinge.

Nicht vergessen werden sollte, dass
auch PraktikantInnen dann wahlberechtigt
sind, wenn ihnen aufgrund eines privat-
rechtlichen Vertrages berufliche Kenntnisse
und Fertigkeiten vermittelt werden sollen.

Neu: Seit 2001 sind auch im öffentlichen
Dienst zu Ausbildungszwecken Beschäftig-
te, die aufgrund der Überlassung in einem
Betrieb der Privatwirtschaft beschäftigt
sind, zur JAV-Wahl berechtigt. Auch Studie-
rende dualer Studiengänge sind zu berück-
sichtigen. ∏

Der JAV-Ratgeber. 
Mit Rechtsanwalt Wolf-
Dieter Rudolph, Berlin

Der Betriebsrat sollte im 
ureigensten Interesse für die 

Existenz einer JAV sorgen.

Wer kandidieren darf
Kandidieren dürfen sämtliche Arbeitnehme-
rInnen eines Betriebes, die das 25. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben (§ 61 BetrVG).
Von daher können zum Beispiel Arbeitneh-
merInnen, die gerade die Ausbildung beendet
haben, kandidieren und gewählt werden.

Allerdings können diese sich dann nicht
mehr selbst wählen, da sich an der Stimmab-
gabe nur jugendliche ArbeitnehmerInnen
oder aber von Berufsausbildung Beschäftigte,
welche das 25. Lebensjahr nicht vollendet ha-
ben, beteiligen dürfen.

Im Übrigen dürfen natürlich auch Arbeit-
nehmerInnen gewählt werden, deren Ar-
beitsverhältnis zum Beispiel wegen der Ab-
solvierung von Wehr- und Zivildienst ruht.

Im Gegensatz zur Betriebsratswahl ist ei-
ne Mindestdauer der Zugehörigkeit zu Be-
trieb oder Unternehmen nicht erforderlich. 

Auszubildende gehören auch dann dazu,
wenn sie im Betrieb ausgebildet werden, aber
einen Ausbildungsvertrag zum Beispiel mit
einem Ausbildungsverein etc. haben.

Und: Die amtierenden JAV-Mitglieder
können sich selbstverständlich dann einer
Wiederwahl stellen, wenn sie die Vorausset-
zungen des passiven Wahlrechts erfüllen.

Nicht gewählt werden können übrigens
Mitglieder des amtierenden Betriebsrats (§ 61
BetrVG). ∏

j av- wa h l



Vertrauensperson
Als JAVine muss man vor allem: 
Für die Azubis da sein, sagt 
Nina Schlichting.

Nina, du bist Mitglied in der JAV des DGB-Bun-
desvorstands. Wie kommt man da rein?
JAVi wird man, indem man das Vertrauen seiner
Mit-Azubis gewinnt – und gewählt wird.

Wie lange machst du das schon?
Ich habe im Mai 2008 angefangen – das sind
jetzt also schon über zwei Jahre. Wie schnell die
Zeit vergeht!

Müsst ihr viele Schulungen machen?
Schulungen sind elementar wichtig: um einen
genauen Überblick zu erhalten, was man als JAV
machen und bewirken kann.

Wie hat sich dein Leben mit der JAV geändert?
Ich habe jetzt ein Anrecht darauf, bei jeder Be-
triebsratssitzung dabei zu sein, und kann jeder-
zeit meine Meinung äußern – das ist sehr hilf-
reich, um die Interessen der Azubis zu vertreten.

Wird man für solche Ämter geboren?
Na klar, haha. Ich war zum Beispiel Klassenspre-
cherin in der Berufsschule und davor auch schon
in meiner Oberschule!

Wenn du dich noch mal entscheiden könntest –
würdest du wieder in der JAV landen?
Aber sicher, warum auch nicht.

Was war der spannendste Konflikt mit dem
 Arbeitgeber?
Große Konflikte gab es in diesen zwei Jahren
nicht, größere Probleme aus anderen Bezirken
werden an unsere Vertrauens-Azubine im Ge-
samtbetriebsrat gerichtet.

Was konntest du für die Auszubildenden durch-
setzen?
Es gab das Problem, dass man nach dem Berufs-
schulunterricht noch mal in den Betrieb zurück-
kehren musste. Dies war mit einem langen An-
fahrtsweg verbunden, und meist hat sich die
Zeit im Betrieb selbst dann gar nicht mehr ge-
lohnt. Wir haben eine Vereinbarung getroffen,
so dass die Azubis nun an Berufsschultagen
nach dem Unterricht befreit sind.

Worauf kommt es an, wenn man JAVi ist?
Man sollte das Vertrauen der Azubis haben, da-
mit sie sich ohne Angst an einen wenden. Au-
ßerdem ist es wichtig, seine Mei-
nung vertreten zu können. ∏

Nina Schlichting, 21, ist Kauffrau 
für Bürokommunikation beim 
DGB- Bundesvorstand.

d i e  j u g e n d v e r t r e t e r i n
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∂ sie bieten Hilfestellung bei Problemen
der Übernahme von Azubis an
∂ und sind auch bei Alltagsproblemen von
Auszubildenden ein Ansprechpartner.

Die JAV kann immer aufgesucht werden.
Es ist das gute Recht von Auszubildenden,
sich jederzeit kompetenten Beistand und
Rat durch die JAV zu holen – auch während
der Arbeitszeit. Dafür muss
kein Grund gegenüber dem Ar-
beitgeber genannt werden! Der
Azubi muss sich lediglich bei
seinen Vorgesetzten abmelden
und sagen, wie lange er unge-
fähr dem Arbeitsplatz fern
bleibt.

Wenn in dem Betrieb mehr
als 50 junge MitarbeiterInnen beschäftigt
sind, dann kann die JAV auch eine eigene
feste Sprechstunde während der Arbeitszeit
einrichten (§ 69 Betriebsverfassungsgesetz;
BetrVG). 

Wenn es keine feste Sprechstunde gibt,
kann man sich während der Arbeitszeit an
die JAVis wenden, und die JAV kann auch bei
Sprechstunden des Betriebsrates beratend
zur Seite stehen. 

Die JAV kann alle wahlberechtigten ju-
gendlichen Beschäftigten viermal im Jahr
zu einer Versammlung einladen. Diese Ju-
gend- und Auszubildendenversammlung
findet während der Arbeitszeit statt. Hier
können alle Themen auf der Tagesordnung
stehen, die Jugendliche und Auszubildende
im Betrieb betreffen. Die Jugendvertretung
kann aber nur tätig werden, wenn ihr die

Die JAV vertritt die Interessen
von jungen Beschäftigten und
Auszubildenden. Und sie ist 
die erste Ansprechpartnerin
bei allen Problemen und Fra-
gen in der Ausbildung.

b alles klar ist in der Ausbildung –
das können Azubis meistens nur
schwer beantworten. Denn sie ste-

hen erst am Anfang ihres Berufsweges. 
Die Jugend- und Auszubildendenvertre-

tung (JAV) ist ein wichtiges Instrument: Sie
vertritt – gemeinsam mit dem Betriebsrat –
die Rechte und Interessen der jungen An-
gestellten gegenüber dem Betrieb und ist
ein wertvoller Anlaufpunkt.

Dafür setzen sich JAVis ein:
∂ Sie sind ein erster beratender Ansprech-
partner bei rechtlichen Fragen rund um die
Ausbildung
∂ sie kontrollieren, ob Gesetze und gelten-
de Tarifverträge eingehalten werden 
∂ sie setzen sich für eine qualitativ hoch-
wertige Ausbildung ein, kontrollieren, ob
der Ausbildungsrahmenplan eingehalten
wird, und schreiten bei ausbildungsfrem-
den Tätigkeiten ein
∂ sie werden bei Problemen mit Mitarbei-
terInnen und Vorgesetzten aktiv und ver-
mitteln mit dem Betriebsrat 
∂ sie unterstützen bei der Integration von
ausländischen Azubis
∂ sie setzen sich für geregelte Arbeitszei-
ten, Überstundenausgleich, Urlaub und eine
angemessene Vergütung ein

Die Jugendinteressenvertretung

O

Anliegen der Auszubildenden auch be-
kannt werden. Deswegen ist es extrem
wichtig, dass die Azubis sich auch an die
JAV wenden.

Zur Wahl stellen können sich alle Azu-
bis, die einen Ausbildungsvertrag mit dem
jeweiligen Betrieb haben und zum Zeit-
punkt der Wahl schon mindestens drei Mo-
nate in ihrem Arbeitsverhältnis stecken. Die

regelmäßige Amtszeit der JAV
beträgt zwei Jahre (§64
BetrVG). JAV-Mitglieder genie-
ßen einen besonderen Kündi-
gungsschutz und haben das
Recht auf Übernahme nach der
Ausbildung.

Moment mal – und wenn es
keine JAV im Betrieb gibt? 
Eine JAV kann nur entstehen, wenn min-
destens fünf minderjährige MitarbeiterIn-
nen und Auszubildende unter 25 in dem Be-
trieb beschäftigt sind (§ 60 BetrVG). 

Die JAV ist dem Betriebsrat unterstellt,
und deswegen kann eine JAV auch nur ge-
wählt werden, wenn es einen Betriebsrat
gibt. Der Betriebsrat oder Personalrat ist ein
wichtiger Ansprechpartner, wenn es noch
keine Jugendvertretung im Unternehmen
gibt und eine JAV gegründet werden soll.

Übrigens: Auch in außerbetrieblichen
Einrichtungen kann nach §51 Berufsbil-
dungsgesetz eine JAV gegründet werden.
Voraussetzung ist, dass es mindestens fünf
Auszubildende gibt. ∏
Weitere Infos: www.dgb-jugend.de/ausbildung/
interessenvertretung

Termin bei Dr. Azubi.
Mit Julia Kanzog



Toller Film: Wie lebt man in der
Nachkriegsgesellschaft? Der

Spielfilm »Zwischen uns das Para-
dies« porträtiert junge Arbeitnehme-
rInnen in Sarajevo zwischen Disco
und Fundamentalismus. 
Regisseurin Jasmila Zbanic hat den
Finger am Puls der Zeit.
»Zwischen uns das Paradies«. BSN/D 2009,
Start: 2. September 2010

+

Bundesinitiative: »Jugend stärken«
heißt das neue Projekt des Bundes.

Es soll vor allem diejenigen erreichen, die
in ihrem jungen Leben bereits wichtige
Chancen verpasst und Anschlüsse verlo-
ren haben. 
www.jugend-staerken.de

Respekt, Respekt: »Kein Platz für Rassismus« – so lautet die
Botschaft einer bundesweiten Kampagne, die diesen Sommer

gestartet ist. Unterstützt von zahlreichen Prominenten will die Kampa-
gne Gehör finden und zum Mitmachen auffordern. Die Aktion richtet

sich vorrangig an junge Menschen, die beruflich
oder privat in sozialen Organisationen und Ver-
bänden engagiert sind. Und da Gewerkschaften
soziale Organisationen sind: an euch.
Das Buch zur Kampagne: www.bund-verlag.de
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tipps + termine    

An den
DGB-Bundesvorstand, Ber. Jugend
Soli aktuell
Henriette-Herz-Platz 2
10178 Berlin

∂ Ich möchte monatlich ____ Exemplar(e) bestellen.

vorname name 

organisation funktion 

straße nummer

plz ort

unterschrift 

Abo-Coupon
ausschneiden und im Fensterumschlag 
an die untenstehende Anschrift schicken. solisoli aktuellaktuell

»Zwischen Prekarisierung und
Protest« lautet der Titel des
bahnbrechenden Werkes, das
von Michael Busch, Jan Jeskow
und Rüdiger Stutz herausgege-
ben wird.
Der 500-Seiten-Hammer thema-
tisiert, wie junge Leute ihre zu-
nehmende Verunsicherung ver-
arbeiten, inwieweit sie ihre so-
zialen Netzwerke intakthalten,
und auch, wie sie ihr Protestpo-
tenzial sehen.
Kein Wunder, dass auch Frauke
Austermann einen Beitrag liefert
– gehörte doch ein größerer Teil
der Aufmerksamkeit der Soli-ak-
tuell-Autorin jener Petition zum
Thema Praktikum, die ins Europa-
Parlament eingebracht wurde.
Michael Busch u.a. (Hg.): Zwischen Pre-

karisierung und Protest: Die
Lebenslagen und Generati-
onsbilder von Jugendlichen
in Ost und West, Transkript-
Verlag, Bielefeld 2010,
492 S., 29,80 Euro

t i p p  d e s  m o n at s
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Entgelt bezahlt, Postvertriebsstück A 8895

Globalisierung der Solidarität – wurde von
Gewerkschaften immer hochgehalten. Und
so auch dieses Jahr: Junge GewerkschafterIn-
nen – die Studierenden des Master-Studien-
gangs »Labour Policies and Globalisation«
aus Asien, Afrika, Lateinamerika, Europa und
Nordamerika – treffen mit Aktiven des Ar-
beitskreises Internationales der DGB-Jugend
und allen Interessierten zusammen, um welt-
weite gewerkschaftliche Probleme, Trends
und Gefahren zu debattieren. Super Sache!
30. September bis 3. Oktober 2010. Karl-Kloss-Jugendbil-
dungsstätte Stuttgart. Buchungscode LPG 610278944

English for Trade Unionists: Ohne Englisch geht nichts
mehr in Deutschland. Auch bei Gewerkschaften ist das so.
Deshalb gibt’s auch schon seit geraumer Zeit das gewerk-
schaftliche Sprachwochenende. Der Schwerpunkt liegt
auf der Vermittlung des einschlägigen, also gewerk-
schaftsspezifischen Vokabulars – und dem Kennenlernen
von ArbeitnehmerInnenvertretungen in den Ländern der
Europäischen Union.
Der Kurs richtet sich an Menschen, die bereits Englisch-
kenntnisse mitbringen. 
22. bis 24. Oktober 2010. DGB-Jugendbildungszentrum Hattingen.
 Buchungscode ENG 610278942

Anmeldungen: www.dgb-jugendbildung.de
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Ak Internationales: Der
sagenumwobene DGB-Ju-

gend-Arbeitskreis zum Thema In-
ternationale Politik trifft sich vom
17. bis 19. September 2010. 
Auskunft erteilt: DGB-Jugend, 
Jessica Heyser, Tel.: 030 / 240 60 171, 
E-Mail: jessica.heyser@dgb.de
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